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Vorwort

Diese Arbeit ist die Druckfassung einer Habilitationsschrift, die im Jahr 2016 an der Fakultät für Geschichts- und Kunstwissenschaften der Ludwig-Maximilians-Universität München angenommen wurde. Die Literaturangaben sind auf dem Stand der Einreichung bei der Fakultät. Sie hat ihren geografischen Schwerpunkt in Italien und ist zu guten Teilen in Italien entstanden, weshalb ich mich als erstes bei den Reihenherausgebern bedanken möchte. Wo passt eine solche Arbeit besser hin als in die „blaue Reihe“ des DHI in Rom?

Die Hauptunterstützung kam aber vom Fachmentorat: Walter Koch, Ernst Hellgardt und Knut Görich. Gerade der Ausdauer und Neugierde des Sprechers dieses Gremiums, Knut Görich, verdankt diese Arbeit unendlich viel. In Italien ist mir von vielen anderen Unterstützung zu Teil geworden: Hubert Houben hat mich in Lecce aufgenommen und mir eine unvergleichliche Arbeitsumgebung geschaffen. Aus seinem Team möchte ich Mariana Cocciolo und Kristjan Toomaspoeg nennen, die sich mir besonders zugewandt haben. Nicht mehr namentlich kann ich all die Archivarinnen und Archivare, Bibliothekarinnen und Bibliothekare in ganz Italien aufführen, die meine Wünsche nach Urkundeneinsicht erfüllt haben, oft genug auch mit unerwarteter Großzügigkeit. Gedankt sei auch der Alexander-von-Humboldt-Stiftung und dem Deutschen Studienzentrum in Venedig, die mir die Zeit in Italien finanziert haben. In München, wo ich als wissenschaftlicher Assistent am Lehrstuhl für Historische Hilfs- bzw. Grundwissenschaften von Walter Koch und Irmgard Fees an der Habilitationsschrift arbeiten durfte, waren die Voraussetzungen für die Arbeit auch unvergleichlich: Walter Koch und sein Team haben für die Arbeit an der Edition der Urkunden Kaiser Friedrichs II. umfangreiches Material gesammelt. Ich durfte mich an diesen Schätzen bedienen und konnte alle möglichen Fragen stellen, die mir insbesondere Christian Friedl bereitwillig beantwortete. Danke auch dafür!

Abschließen durfte ich die Arbeit längst im neuen Tätigkeitsfeld der Digital Humanities am Zentrum für Informationsmodellierung in Graz. Danke dem Team um Johannes Stigler für das so passende Arbeitsklima! Im Schreiballtag sind viele helfende Hände und kritische Geister eine dauernde Energiequelle. Danke deshalb in alphabetischer Reihenfolge dem „Kernteam“: Antje Lanifer, Gerhard Mener, Gussie, Heike Marxfeld, Heike Mener, Hellmut Vogeler, Helmut Zedelmaier, Irmgard Fees, Markus Krumm, Orsolino, Renate Vogeler, Weißbart Fuchs, und dem „erweiterten Team“: Sabine Buttinger, Uli Frey, Michael, Fröstl, Lioba Geis, Severin Hof, Magdalena Joham, Julian Konrad, Mario-Marcel Wasserfuhr, Alexandra Wolf.

Die Aufnahme der Arbeit in die „Bibliothek des DHI Rom“ hat noch einen weiteren angenehmen Nebeneffekt der nicht unerwähnt bleiben darf: die kompetente und effiziente redaktionelle Betreuung von Kordula Wolf.

Graz, August 2018



Einleitung

1Fragestellung

Die Bewohner von Viterbo hatten besondere Ansprüche an die Urkunden Kaiser Friedrichs II. Die Stadt war in den 1230 er und 1240 er Jahren ein Zankapfel zwischen dem Staufer und den Päpsten. Wie in den anderen Städten griffen auch in Viterbo die Parteikämpfe zwischen Anhängern des Papstes und Anhängern des Kaisers um sich. 1237 setzten sich die Kaiserfreundlichen durch, 1240 war der Kaiser selbst in der Stadt, würdigte ihre Stellung mit dem Versprechen, sie zur Hauptstadt der Region zu machen („caput quodammodo regionis et provintie fatientes“),1 und richtete eine Messe ein.2 Doch schon 1243 übernahm in einer dramatischen Belagerung die papstfreundliche Partei wieder das Ruder.3 Im Jahr 1247 geriet die Stadt erneut unter die Herrschaft des Kaisers, und zwar – wenn man dem Chronisten Niccolò della Tuccia glauben darf, der sich immerhin auf Quellen des 13. Jahrhunderts stützte – mit Hilfe einer Urkunde: Im Frühjahr 1247 schickte die ghibellinische Partei Friedrich von Antiochien zum Kaiser, mit der Botschaft, dass sich die Stadt auf die Seite des Kaisers ziehen lasse, wenn dieser eine ‚Verzeihungsurkunde‘ („una bolla di remissione“) ausstellen würde. Friedrich II. stellte sie aus – jedoch ohne damit den gewünschten Erfolg zu haben, denn die Bewohner von Viterbo waren mit dem Bleisiegel unzufrieden, das an der Urkunde hing: „Li Cittadani Viterbesi vedendo la detta bolla dissero non valeva niente, perchè era sigillata col piombo; [Friedrich von Antiochien] dovesse ritornare, e farla sigillare d’oro.“ Eine neue Urkunde mit Goldbulle überzeugte die Viterbesen schließlich.4 An den überlieferten Urkundentexten für Viterbo lässt sich die Episode so nicht nachvollziehen.5 Dennoch zeigt sie, welche Bedeutung die Empfänger dem Schriftstück als Gegenstand zumessen konnten: Eine feierliche Kaiserurkunde unter einem Goldsiegel war die einzige Form, den Viterbesen bei einem Frontenwechsel die Furcht vor einem Strafgericht des Kaisers zu nehmen.

Diese Arbeit beschäftigt sich mit Quellenzeugnissen wie diesen, d.h. Zeugnissen, die den zeitgenössischen Blick von außerhalb der Kanzlei auf die Urkunden Kaiser Friedrichs II. wiedergeben. Sie ergänzt damit Arbeiten zur zeitgenössischen Rezeption des Stauferherrschers, wie die von Folker Reichert und Andrea Sommerlechner.6 Sie ordnet sich darüber hinaus in einen zweiten aktuellen Forschungsstrang ein, der die Kommunikation von Herrschaft untersucht.7 An der Geschichte aus Viterbo wird nämlich erkennbar, dass Urkunden nicht nur die sprachlich festgehaltenen Rechtsinhalte kommunizierten, sondern auch als repräsentative Herrschaftssymbole verstanden wurden. Die jüngere Forschung hat deutlich gemacht, wie wichtig gerade diese Dimension der Kommunikation ist, um politisches Handeln zu verstehen.8

Dabei darf man sich aber nicht auf eine einzelne Kommunikationsdimension konzentrieren. Im Folgenden geht es deshalb zunächst ganz generell um die Frage, was die Zeitgenossen Kaiser Friedrichs II. von seinen Urkunden erwarteten, wie sie mit ihnen umgingen und in welche Handlungen sie sie integrierten. Es geht um den ‚Sitz im Leben‘ von Schriftlichkeit zur Ausübung von Herrschaft, d.h. um den Alltag und die soziale Realität, in welche die Urkunden Kaiser Friedrichs II. eingebettet waren.9 Die Untersuchung versteht sich dabei als Beitrag sowohl zur Geschichte von Herrschaft als soziale Praxis in der Zeit Friedrichs II. als auch zur Diplomatik, deren Verständnis von Herrscherurkunden um die Perspektive der Empfänger erweitert wird.

Ihre natürlichen Zeitgrenzen hat die Analyse in der Herrschaft des Kaisers selbst, auch wenn die Quellen aus den Jahrzehnten nach dessen Tod nicht ganz ausgeblendet werden können. Die Frage, wie sich die Rezeption der Urkunden durch den Tod des Kaisers oder etwa das Ende der staufischen Herrschaft im Regnum Siciliae veränderte, liegt nur am Rand des Horizonts dieser Arbeit.10

Der geografische Raum, in dem die Urkunden Kaiser Friedrichs II. galten, reichte von der Nordsee bis nach Malta, ja in Friedrichs Funktion als König von Jerusalem bis in die Levante. Dieser Herrschaftsbereich teilte sich in vier Regionen auf, in denen sich sehr unterschiedliche Rechtskulturen und Herrschaftssysteme entwickelt hatten: das Regnum Siciliae, Reichsitalien, das deutsche Königreich und das Arelat, das Friedrich II. nie selber betrat. Das Königreich Jerusalem, dessen Titel der Kaiser seit 1225 ebenfalls führte, ist eine Gegend so geringer herrscherlicher Aktivität, dass es kaum gleichwertig neben diese vier Regionen gestellt werden kann.

Eine Untersuchung der Motive, Handlungsspielräume und Deutungen der Urkundenempfänger müsste auf all diese Regionen Rücksicht nehmen, was jedoch den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde. Eine Beschränkung auf Italien erfolgt deshalb, weil Friedrich II. die meiste Zeit seiner Herrschaft hier verbrachte und diese Region im Mittelpunkt seiner Politik stand. Im Hochmittelalter bestand die Halbinsel aus zwei Kulturräumen, deren Vergleich sich aufgrund der unterschiedlichen Rechtstraditionen, der unterschiedlichen Bindung an die kaiserliche Herrschaft im Allgemeinen und an Friedrich II. im Besonderen geradezu aufdrängt. Die beiden italienischen Reichsteile sind besonders geeignet für einen Vergleich, denn sie besitzen einige Gemeinsamkeiten, die als tertium comparationis dienen können: Beide befinden sich im direkten Interessenshorizont von Friedrichs wichtigstem politischen Gegner, dem Papsttum; und beide Räume teilen die am römischen Recht und am Notariat orientierte Tradition der Beurkundung.


2Forschungsüberblick

Die Untersuchung des Umgangs der Empfänger mit den Urkunden Kaiser Friedrichs II. verbindet bisherige Forschungen zur Herrschaftspraxis des Kaisers und zur Diplomatik seiner Urkunden. Beide Forschungsbereiche waren natürlich nie scharf voneinander getrennt, und beide haben durch die kulturhistorische Wende der letzten zwanzig Jahre neue Fragestellungen hinzugewonnen.

2.1Forschungen zur Herrschaftspraxis Friedrichs II.: Bürokratie, Herrschaftszeichen und Form der Herrschaftsausübung

Die Herrschaft Kaiser Friedrichs II. wird bis in die moderne Forschung gerne mit Kategorien wie ‚Modernität‘ und ‚Traditionalität‘ bewertet. Ein Indiz für diese Bewertung ist das Ausmaß bürokratischer Kommunikation. Diplome und insbesondere Mandate gelten als effiziente Transportmittel von Sachverfügungen. Die gegenüber seinen Vorgängern stark angewachsene Zahl an überlieferten Kanzleiprodukten legt entsprechend nahe, Friedrichs Herrschaftshandeln als effizienzorientiertes, bürokratisches Handeln zu betrachten, das als ‚modern‘ verstanden werden kann.11 So spielte in der machtpolitischen Interpretation des Königreichs Sizilien als bürokratischer Musterstaat seit Erich Caspar der hohe Grad an Schriftlichkeit in der Verwaltung eine wichtige Rolle.12 Die Vorstellung, dass diese Form der Verwaltung unter Friedrich II. noch zugenommen habe, hatte eine starke Prägekraft, wenngleich jüngere Studien zeigen, dass der Verwaltungsapparat des staufischen Regnum Siciliae sich nicht wesentlich von dem des normannischen Königreichs unterschied.13 Die Untersuchung der Verwaltungsrationalität ist jedoch weiterhin lebendig. Das zeigen neue Arbeiten wie etwa die Studie zur Prosopographie der höheren Beamtenschaft des Regnum Siciliae von Christian Friedl14 oder die Übersicht über die Kanzleiproduktion Friedrichs II. von Walter Koch,15 die sich beide mit der inneren Rationalität und der Effizienz des Herrschaftsapparates auseinandersetzen.

Die Forschung hat sich auch mit Mechanismen der Herrschaftspraxis Friedrichs II. beschäftigt, die nicht auf expliziter Befehlsgewalt aufbauen, und nach der Inszenierung von Herrschaft gefragt. Josef Deér, Percy Ernst Schramm und Reinhard Elze haben sich besonders der Zeugnisse angenommen, in denen eine symbolische Dimension der Kommunikation von Herrschaft augenfällig ist: der „Herrschaftszeichen“.16 Schramm hat die empirischen Befunde über die Herrschaftszeichen im engeren Sinne, also Kronen und Krönungsornat, zusammengestellt und sie in längere Traditionslinien eingeordnet. Friedrich II. habe demnach neue, fremdartige Ornatteile aus seinem Südreich in die Herrschaftszeichen des römischen Kaisers aufgenommen und sich damit in die entsprechenden Traditionslinien eingeordnet, sie aber mit einem expliziten Antikenbezug auf seine eigene Weise präzisiert.17 Reinhard Elze erweiterte diesen Ansatz, indem er neben den eigentlichen Herrscherinsignien auch andere Ereignisse und Gegenstände zu den Herrschaftszeichen zählte. Er verstand darunter alles, was die abstrakte Herrschaft und Macht Friedrichs II. („la sovranità, il potere, la potenza legittima“) in Gesten, Zeichen und Handlungen sichtbar, hörbar und berührbar machte und – so muss man aus linguistischer Sicht hinzufügen – einen symbolisch auswertbaren Bedeutungsüberschuss besaß.18 Seine Forschungen hinterlassen den Eindruck, als habe Friedrich II. besonders mit den Mitteln symbolischer Herrschaftsrepräsentation eine alles überragende Stellung demonstrieren wollen.19

Etwas nüchterner sieht das Martina Giese, die jüngst die Herrschaftsrepräsentation Friedrichs II. mit Tieren untersucht hat.20 Ihre Argumentation fügt sich in die Versuche, Herrschaftsakte Friedrichs II. zwar durchaus als rationale Machtausübung, zugleich aber im Kontext kultureller Praktiken zu verstehen, wie sie Gerd Althoff untersucht. Althoff schlägt vor, die öffentlichen Frömmigkeitsakte des Kaisers als geplante symbolische Kommunikation zu verstehen.21 In den Kontext von Forschungen, die nach der Form der Ausübung von Herrschaft, gewissermaßen dem ‚Herrschaftsstil‘, statt nach dem individuellen politischen Kalkül fragen, gehört auch Theo Broekmanns Interpretation des Konfliktverhaltens Friedrichs II. Broekmann hat es in eine Tradition im normannischen Süden eingeordnet, deren Grund bereits im 11. Jahrhundert gelegt war: Die Herrscher des Regnum Siciliae demonstrierten gewöhnlich Härte, während nördlich der Alpen Vorstellungen von konsensualer Herrschaft vorherrschten.22

Alle diese Forschungen können das Verständnis von Urkunden als Teil der Herrschaftspraxis Friedrichs II. erweitern, denn sie regen dazu an, die Kanzleiprodukte nicht nur als Hilfsmittel zur Übermittlung von Befehlen im Verwaltungsapparat oder zur individuellen Rechtssetzung zu verstehen, sondern auch als selbständige Herrschaftszeichen. Wie fügen sich die Urkunden in die Inszenierungen von Herrschaft und ihre Symbole ein?


2.2Forschungen zu den Urkunden Friedrichs II. als Kanzleiprodukte, als Rechtsdokumente und als Editionsaufgabe

Die Erforschung von Urkunden ist das Feld der Diplomatik. Sie ist Grundlagenarbeit, die in großen Zeiträumen denken kann. Schon in der Mitte des 19. Jahrhunderts stellte Alphonse Huillard-Bréholles die erste umfangreiche Sammlung der Urkunden Friedrichs II. zusammen, die bis zum Abschluss der laufenden Editionsarbeiten der „Monumenta Germaniae Historica“ die Basis der Arbeit mit den Urkunden darstellt.23 Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts sind es vorwiegend deutsche Diplomatiker, die sich mit dem Urkundenwesen des Stauferkaisers beschäftigt haben: Eduard Winkelmann, Friedrich Philippi, Julius von Ficker, Gerhard Ladner, Wilhelm Heupel, Paul Zinsmaier, Hans Martin Schaller und Walter Koch sind die wesentlichen Namen. Sie griffen erneut auf die Urkundenoriginale zurück und vertieften damit die Kenntnisse von den Urkunden Friedrichs II. In der Tradition der Spezialdiplomatik befassten sie sich besonders mit der Geschichte der Einrichtung, welche die Urkunden ausstellte: der Kanzlei. Die erste Überblicksdarstellung von Friedrich Philippi über die Geschichte der Kanzlei fragte auch nach den Merkmalen der Urkunden, die für ihre Gültigkeit bei den Empfängern bürgten, war aber ganz auf Konzepte des 19. Jahrhunderts mit seinem wohlorganisierten Behördenwesen fixiert und kam zu heute nicht mehr haltbaren Schlüssen.24

Auch die diplomatische Forschung zur Kaiserurkunde in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts folgt seit dem 19. Jahrhundert einem Paradigma, das nach dem Ausmaß bürokratischer Organisation von Herrschaft fragt.25 Philippi – und andere seiner Zeitgenossen – stellten sich die Kanzlei wie eine regelgebundene Behörde vor. Die Kanzleiordnung von 1244 war dabei eine zentrale Quelle, die auch die Untersuchungen Eduard Winkelmanns motivierte.26 Wilhelm Heupels Studien zum Registerfragment und zum Großhof widmeten sich dem Thema ebenso aus einer vor allem verwaltungshistorischen Perspektive.27 Diese Grundfrage der Forschung hat bis heute ihre Gültigkeit behalten. So nennt Wolfgang Stürner das einschlägige Kapitel in seiner Biografie Friedrichs II. „Die Verwaltung des Königreichs: Kanzlei und Finanzbehörden“,28 und Walter Koch schließt seinen als Überblick über das Urkundenwesen des Kaisers angelegten Artikel zur Kaiserkanzlei in der „Enciclopedia Fridericiana“ mit einer Einordnung der Kanzleiarbeit in die Entwicklung moderner Bürokratie – natürlich ohne dabei moderne Vorstellungen von Behördenorganisation auf das 13. Jahrhundert zu projizieren, wie es noch im 19. Jahrhundert der Fall war.29

Einen Meilenstein in der Erforschung der Geschichte der Kanzlei Friedrichs II. hat die Studie von Hans Martin Schaller gesetzt. Er hat als erster das Personal der Kanzlei gründlich untersucht und es als Personengruppe beschrieben, die an einer zentralen politischen Schaltstelle saß. Die Erforschung der individuellen und kulturellen Hintergründe der Angehörigen dieser Gruppe ist damit zu einem zentralen Ansatz geworden, um die politischen Entscheidungen am Hof besser zu verstehen.30

Ein wichtiger und produktiver Strang der diplomatischen Forschung widmet sich der kritischen Edition.31 Eine vorrangig urkundenkritische Haltung nehmen deshalb die Bearbeiter der laufenden Edition der Urkunden ein, die sich Einzelphänomenen des Urkundenwesens widmen.32 Dabei werden auch neue Perspektiven für die Beziehungen zwischen Kanzlei und Empfängern sichtbar, wenn Walter Koch „Sizilisches“ in den Urkunden der deutschen Königszeit findet und die Aufgabe formuliert, in jedem Einzelfall genau zu überprüfen, ob nicht ein Zusammenhang zwischen Urkundenempfänger und äußerer Form zu ermitteln ist. Damit hat Walter Koch eine Brücke geschlagen zwischen dem kanzleihistorischen Ansatz und der Rezeption der Urkunde durch die Beherrschten.33 Die vorliegende Untersuchung greift diesen Ansatz auf.

Einen weiteren Ansatz zur Untersuchung des Umgangs der Empfänger mit den Urkunden Friedrichs II. liefern die Studien Gerhard Baakens. Er widmet sich der Vorbehaltsklausel, die unter Friedrich Barbarossa in die Urkunden eingeführt worden war und unter Friedrich II. dann regelmäßig verwendet wurde. Baaken lenkt den Blick auf das Verständnis des Privilegs- und der Privilegierungsgewalt der Herrscher in der zeitgenössischen Jurisprudenz und untersucht auch die Wirkung dieser Klausel bei den Empfängern: In den Urkunden Friedrichs II. ist bezeugt, dass sich die Empfänger darum bemühten, Urkunden zu erhalten, die diese Klausel nicht enthielten, ja sie zogen sogar Urkundenfälschung in Betracht, um die Vorbehaltsklausel zu vermeiden.34


2.3Kulturhistorische Forschungen

Die jüngere Forschung hat dagegen die kulturhistorische Dimension der Diplomatik gestärkt, wie sie schon in den Arbeiten von Heinrich Fichtenau, Peter Rück oder der französischen „Nouvelle diplomatique“ Ausdruck gefunden hatte.35 Diese Interpretation von Urkunden speist sich insbesondere aus einer medienkritischen Position, welche die formalen Eigenschaften einer Urkunde nicht nur als Hilfsmittel zur Bestimmung ihrer Echtheit verwendet, sondern sie auch als Determinanten für Kommunikation mit Urkunden versteht. Dabei ist eine Kernfrage die nach dem Verhältnis von Schriftlichkeit und Mündlichkeit. Kultur-, Sprach- und Literaturgeschichte ebenso wie die allgemeine Geschichtsforschung haben sich lange und intensiv mit der Frage auseinandergesetzt, welche Aufgabe Schriftlichkeit in der mittelalterlichen Manuskriptkultur mit ihrer Dominanz mündlicher Kommunikationsformen hatte. Ein wesentliches Ergebnis dieser langen Forschungstradition besteht darin, den Gegensatz mit dem Hinweis auf die Vermengung und Parallelität der Phänomene aufzulösen.36 Begriffe wie „Verschriftung“37 und „Vokalität“38 sind Versuche, das zu fassen. Die Forschung ist sich darüber hinaus einig, dass im 12. Jahrhundert in ganz Europa ein Prozess begann, der den Einsatz von Schrift auf viele Lebensbereiche ausdehnte, in denen sie vorher nicht selbstverständlich war – und dass auch dort, wo schon vorher Schriftlichkeit zum Einsatz kam, die Zahl der Schriftstücke merklich anstieg.39 Der Gebrauch von Schrift weitete sich von einem vorwiegend religiösen Kontext auf alle Lebensfelder aus, wobei die Verwendung von Schrift zur Rechtssicherung im 12. und 13. Jahrhundert eine Brücke zu ihrer rein administrativen Verwendung im späten Mittelalter bildete.40

Ergebnis der Forschungen zur pragmatischen Schriftlichkeit ist, dass Italien in diesem Prozess anderen Regionen voraus war, wobei er für den Norden Italiens besser erforscht ist als für den Süden. Das 13. Jahrhundert gilt als die Zeit, in der Schrift ein alltägliches Mittel zur Regelung des Zusammenlebens in den Städten Norditaliens geworden war, sowohl in der Form als verschriftlichte Norm in den Statutenbüchern41 als auch in der Form als autorisiertes Protokoll einzelner Rechtshandlungen in den Notarsurkunden.42 Dazu gehörte auch der Einsatz von Schrift als administratives Hilfsmittel, wie beispielsweise in Steuerregistern, die Paolo Cammarosano als entscheidende Neuentwicklung kommunalen Schriftgebrauchs in der Zeit zwischen 1180 und 1220 ansieht. Sie breitete sich in der Mitte des 13. Jahrhunderts zusammen mit Stadtregierungen aus, die unter dem Einfluss der populares standen. In der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts kam es zu einem weiteren Aufschwung buchförmiger Schriftlichkeit. In der gleichen Zeit verwendeten die Notare vermehrt Papier, schrieben kursiver und gebrauchten immer öfter die Volkssprache.43

Was kann man für den Süden Italiens an Hinweisen auf die Rolle der Schriftlichkeit für das soziale Zusammenleben ermitteln? Die normannische Herrschaft hatte umfangreich Schrift eingesetzt: Die von den arabischen Herrschern auf Sizilien übernommenen plateae zeugen ebenso davon wie das Gesamtverzeichnis der Lehensleute des Königreichs im „Catalogus Baronum“. Auch die süditalienischen Archive sind voll von schriftlichen Zeugnissen von Rechtshandlungen, und es ist kein markanter Unterschied zwischen dem 12. und dem Beginn des 13. Jahrhunderts auszumachen. Erst mit den Konstitutionen von Melfi 1231 veränderte sich die Struktur der archivischen Dokumentation im Mezzogiorno: Die lokalen und regionalen Traditionen des Notariats – am augenfälligsten in den Sonderschriften der Notare in Amalfi und Neapel – wurden durch das vereinheitlichte Schema, das im „Liber Augustalis“ festgelegt war, und die Aufwertung der Richter verdrängt.44

Die Beschäftigung mit der Verschriftlichung des Alltags in Norditalien während des 12. und 13. Jahrhunderts hatte bei Hagen Keller und seinen Mitarbeitern zunächst zu dem Eindruck geführt, dass die Schrift eine Verrechtlichung des Zusammenlebens mit sich brachte.45 In ihren jüngeren Forschungen gerieten Aspekte der symbolischen Bedeutung, der Rituale und der nicht-schriftlichen Kommunikation in den Vordergrund46 und führten zur Annahme eines symbolischen Gebrauchs der Schriftlichkeit. Für Italien ist dabei auf Christoph Dartmanns Beobachtungen hinzuweisen, denen zufolge das Statutenbuch in die Eidesleistung der Podestà eingebunden wurde.47

Die Akzentverschiebung der Münsteraner Forschung ist aber auch darin begründet, dass die Gestaltung von Herrschaft verstärkt untersucht wurde. Hagen Keller hat für die ottonische und salische Zeit einige Möglichkeiten aufgezeigt, in welche Kontexte ritueller und symbolischer Handlungen man die Spitzenprodukte der schriftlichen Herrschaftsausübung einordnen könnte: Die karolingischen und ottonischen Herrscherurkunden sind für ihn „Hoheitszeichen“, die Privilegierung ist ein inszenierter Akt.48 Für die Zeit Karls IV. hat Olaf B. Rader auf die in den Urkunden transportierte Veränderung der Wirklichkeit hingewiesen.49 Michael Lindner hat verallgemeinernd die Herrscherurkunden als „Metaphernmaschine“ bezeichnet, die „das Weltbild des Ausstellers übermitteln“.50

In einer solchen Perspektive ist die Urkunde Zeugnis von Verhandlungen über Machtverteilung sowie Teil eines Rituals, das diese Machtverhältnisse feststellte, bzw. Symbolisierung von Rangordnung.51 Manche der Forschungen aus diesem Kontext sparten nicht mit grundsätzlicher Kritik an der Diplomatik, die man nur als rhetorisch motiviert akzeptieren kann:52 Diplomatik könne ihre Aufgabe nicht ausschließlich darin sehen, autoritative Textformen in kritischen Editionen festzustellen oder den Entstehungsprozess der Urkunde in genauen kanzleigeschichtlichen Studien zu rekonstruieren.53

Man muss einer solchen Rhetorik nicht erliegen, sondern kann die Forschungsergebnisse produktiv zueinander in Beziehung setzen.54 Symbolisierung und Ritualisierung wird auch von den Vertretern der Münsteraner Forschungsrichtung um Hagen Keller und Gerd Althoff nicht als Ersatz für Ordnung der Gesellschaft mit Hilfe von schriftlich dokumentierten Rechtssachverhalten verstanden, wie es Hagen Keller schon 1999 betont hat.55 Das Ergebnis der Forschungen zur Durchsetzung der Schriftlichkeit im Alltagsleben, zur Kanzlei- und Verwaltungsgeschichte sowie zum symbolischen Gebrauch von Schriftstücken ist, dass die mediale Form bestimmte Aspekte von Kommunikation bevorzugen kann, aber nicht muss: Rituale sind zwar primär mündliche Kommunikationsformen, können aber Schriftstücke einschließen. Verwaltung kann mit Hilfe von schriftlich festgehaltenen Befehlen große Räume überbrücken, überträgt aber auch in Sprache und Aussehen der Urkunden eine Herrschaftsideologie.

Im Anschluss an das erweiterte Verständnis von Herrschaftszeichen bei Reinhard Elze und an die Forschungen von Hagen Keller und seinen Schülern stellt sich die Frage, ob nicht auch die Urkunden Friedrichs II. Mittel der Herrschaftsrepräsentation sind.56 Das abstrakte Konzept ‚Herrschaft‘ kann man insbesondere in der Sprache der Manifeste und Arengen repräsentiert sehen.57 Dabei geht es nicht nur um die explizit formulierten Konzepte von Herrschaft. Hans-Martin Schaller weist darauf hin, dass der Stil der Manifeste und Arengen der Predigt und liturgischen Texten nahe steht und Stilelemente wie der cursus auf Wirkung in öffentlicher Kundgebung angelegt gewesen seien, also die Sprache auch sinnlich erfahrbar war.58 Jüngst hat Benoît Grévin in einer detaillierten Studie die historische Wirksamkeit des in der Briefsammlung des Petrus de Vinea dokumentierten stilus supremus in gleichzeitigen politischen Texten und in den europäischen Herrscherkanzleien des 14. Jahrhunderts nachvollzogen.59 Auch Walter Koch sieht in der Verschmelzung südlicher und nördlicher Traditionen der Kaiserurkunden Friedrichs II. „mehr denn je vornehmes Mittel der Zurschaustellung der kaiserlichen Majestät“60 und lässt dabei an die Vorstellungen von der Urkunde als Plakat denken, die Peter Rück entwickelt hat.61 Sebastian Gleixners Arbeit zur Kanzlei des Staufers in der Zeit zwischen 1226 und 1236 sieht das hohe literarische und kalligrafische Niveau der Kanzleinotare als Mittel, kaiserliche Weltoffenheit darzustellen.62

Den Ansatz von Hans-Martin Schaller, nach der Realisierung der Urkundentexte zu fragen, greift die jüngste Forschung auf, die sich auf Hagen Keller bezieht. Sie fragt nach den Situationen, in denen die Urkunden ‚öffentlich‘ wurden, und versucht, die Privilegienvergabe Friedrichs II. in rituelle und symbolisch aufgeladene Handlungsketten einzubetten. Während die von Hagen Keller selbst angeführten Beispiele nur bis ins 12. Jahrhundert reichen,63 fügt Christoph Friedrich Weber das Privileg für Padua vom 1. Juni 123964 in das von Keller entwickelte Modell ein und betrachtet es als Teil der öffentlichen Akte, mit denen Friedrich II. seinen Besuch in der Stadt inszenierte.65 Der Bericht des Rolandinus Patavinus zu diesem Besuch und der Urkundenvergabe vor Treviso sowie die Überlegungen Webers zur Privilegierung Casale Sant’Evasios vom 12. Oktober 1220, bei der Friedrich II. mit der öffentlichen Verlesung einer Fälschung auf den Langobardenkönig Liutprand eine Traditionslinie der Privilegierung inszenierte, sollen an der angemessenen Stelle dieser Arbeit ausführlicher diskutiert werden.66 Unabhängig von den Forschungen zu Herrschaftsritualen unterstellt Keller in seiner 1995 erschienenen Skizze des Konfliktes zwischen Friedrich II. und Mailand dem Stauferkaiser ein spezifisches Verständnis des Konstanzer Friedens. Auch im offenen Konflikt mit dem Lombardenbund habe er dessen Rechtsinhalt nicht angezweifelt. Er habe den Vertrag, der in Form eines Privilegs beurkundet worden war, jedoch als Ausdruck kaiserlicher Huld verstanden, sodass die Urkunde den Herrscher nur band, solange ihm nicht die allgemeine Untertanentreue aufgesagt wurde.67 Ähnlich argumentiert auch Knut Görich, der darauf hinweist, dass Friedrich II. im Jahr 1236 im Konflikt mit der lombardischen Liga schon einen direkten Brief als mögliches Zeichen seiner Huld verstand.68


2.4Fazit

Die bisherige Forschung hat die Urkunden Friedrichs II. also zunächst als Instrument effizienter Verwaltung, als Fixierung und Veröffentlichung von Rechtssachverhalten sowie als urkundenkritische und editorische Aufgabe untersucht. Analysen der Herrschaftspraxis des Staufers haben darüber hinaus nach den Herrschaftszeichen und dem Herrschaftsstil gefragt und dabei auch die Urkundensprache als Ausdruck von Herrschaftsvorstellungen gedeutet. Für das Urkundenformular gibt es erste Hinweise, dass es als Reflex auf Erwartungen der Empfänger verstanden werden kann. Die jüngere kulturhistorische Forschung hat die Urkunde als Gegenstand in den Vordergrund gerückt und Argumente dafür ermittelt, dass die Urkunden Teil von symbolischen Kommunikationsakten waren.

Man könnte also den Umgang der Empfänger mit den Urkunden als Maßstab für die Effizienz der Verwaltung oder für die Rechtsgültigkeit der Herrscherverfügungen untersuchen. Man könnte danach fragen, ob die Benutzungskontexte Hinweise auf Empfängerausfertigungen oder Fälschungen geben. Besonderer Forschungsbedarf besteht jedoch darin zu ermitteln, ob die von der kulturhistorischen Interpretation ermittelten symbolischen Kommunikationsakte und mit den Urkunden symbolisierten Vorstellungen von Herrschaft bei den Empfängern verstanden wurden. Eine systematische Analyse der Quellenzeugnisse vom Umgang der Empfänger mit den Urkunden Friedrichs II. lässt dazu neue Erkenntnisse erhoffen.



3Methode und Quellen

3.1Methodische Vorüberlegungen

Vorab sind zwei theoretische Klärungen notwendig, nämlich die der Begriffe ‚Herrschaft‘ und ‚Kommunikation‘. Was wird im Folgenden unter ‚Herrschaft‘ verstanden? Die jüngere Mediävistik hat zum einen viel Wert darauf gelegt, die mittelalterliche Königsherrschaft, insbesondere im Reich, nicht als unbeschränkte Befehlsgewalt, sondern als konsensuale Herrschaft zu beschreiben.69 Zum anderen hat sie darauf hingewiesen, dass die Bedeutung der gesellschaftlichen Anerkennung der Rolle des Herrschers gegenüber seiner realen Machtausübung nicht unterschätzt werden darf.70 Der Konsens und die Rolle des Herrschers wurden in rituellen Inszenierungen von Herrschaftsakten zum Ausdruck gebracht. Die Ergebnisse einiger Studien sprechen dafür, dass die rituelle Darstellung der sozialen Rolle des Herrschers auch Teil der Herrschaftspraxis der römisch-deutschen Könige und Kaiser im Regnum Italiae in der ersten Hälfte des 13. Jahrhundert war.71 Ob Konsens und Teilhabe der Mächtigen an der Herrschaft einen ähnlichen Stellenwert wie im Reich nördlich der Alpen hatten, ist noch nicht erforscht. Für das Regnum Siciliae liegt die Stellungnahme von Theo Broekman vor, welche im Gegenteil die hohe Bedeutung von Machtdemonstrationen betont.72 Diese Studie und die Besonderheiten der kommunalen Herrschaft in der Stadt, über den Contado und in regionalen Einflussbereichen deuten die Möglichkeit an, mit Unterschieden in der Herrschaftskultur zwischen dem Reich nördlich und südlich der Alpen zu rechnen. Die folgende Untersuchung bleibt deshalb bei einer elementaren Definition von Herrschaft als der von den Beherrschten akzeptierten und eingeforderten Möglichkeit der Herrscher, Befehle zu geben, Regeln zu setzen und Streitigkeiten zu entscheiden.73 Die Quellen sollen daraufhin befragt werden, wie die Herrscherurkunden diese Möglichkeit kommunizierten und in welchen Formen die Beherrschten sie akzeptierten. Es muss dabei besonders darauf geachtet werden, inwieweit in den ermittelten Kommunikationssituationen auch Konzepte wie eine akzeptierte Rechtsordnung oder der gesellschaftliche Rang74 ausgedrückt werden können, die eng mit Herrschaft verwandt sind.

Herrschaft kann auf verschiedene Weisen realisiert werden. Sie kann in Zeichen, Zeremonien und Ritualen symbolisiert werden. Sie kann explizit in Befehlen formuliert oder mit physischer Gewalt durchgesetzt werden. In einem weiträumigen Herrschaftsgebiet wie dem Friedrichs II. wird sie häufig durch Vertreter des Herrschers ausgeübt. Urkunden fügen sich in diese Formen der Herrschaftspraxis als Teil von Handlungen ein, die als symbolische markiert oder als symbolische interpretierbar sind. Sie können aber auch selbst gegenständliches oder visuelles Symbol von Herrschaft sein. Darüber hinaus ist es möglich, dass Herrscherurkunden Vermittler und Speicher von Befehlen und Rechtsentscheidungen sind oder in das Handeln der Vertreter eingebunden werden. Die folgende Untersuchung der Quellen liefert für alle diese Formen Beispiele und wird sich der spezifischen Konstellationen annehmen, in denen Urkunden Friedrichs II. Teil der Herrschaftspraxis waren.

Auch Kommunikation ist ein Konzept, das in vielfältigen Modellen in der Forschung operationalisiert wird. Die folgende Untersuchung baut auf einer weitgefassten Definition auf, in der alle menschlichen Handlungen unter dem Aspekt des Mitteilens als Kommunikation verstanden werden,75 die aber auf die Herrscherurkunden eingeengt werden muss. Die Herrscherurkunden, wie wir sie heute im Archiv finden, sind Relikte solcher ‚Handlungen‘. Damit werden sie dem Instrumentarium von Kommunikationstheorien wie der Sprechakttheorie zugänglich, die von John Langshaw Austin und John Searle begründet und durch Paul Grice weiterentwickelt worden ist.76 Im Rahmen dieser Theorie kann man die Urkunden als „Sprachhandlungen“ beschreiben, die nicht nur aus Inhalten, die Sachverhalte beschreiben (Propositionen), bestehen, sondern selbst in einer bestimmten Form manifest sind. Urkunden sind damit sowohl Aussage als auch Handlung.

Die Referenz auf die Sprechakttheorie bietet Instrumente an, die bei der Interpretation der Quellen helfen können. Erstens werden Urkunden als „Sprechakte“ mit anderen kommunikativen Handlungen vergleichbar. Eine öffentliche Rede des Logotheten Petrus de Vinea ist prinzipiell ebenso eine Sprachhandlung wie die Niederschrift eines Urkundentextes. Schon die Wahl des Kommunikationsmittels ist eine Aussage für sich.77

Zweitens hat Paul Grice klargemacht, dass insbesondere die Wirkung einer Sprachhandlung (die „Perlokution“) auf der Annahme der Kommunikationspartner beruht, dass die Sprachhandlung auf allen Ebenen auf der Gegenseite verständlich ist. Sprachhandlungen erhalten ihren Sinn durch implizite Grundannahmen des Konversationsverhaltens bzw. „Kommunikationsmaximen“.78 In der Terminologie der Sprechakttheorie ausgedrückt versucht diese Arbeit also, die an Herrscherurkunden in Italien in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts herangetragenen Kommunikationsmaximen zu ermitteln. Diese impliziten Regeln sind dem vergleichbar, was die moderne Kulturgeschichte mit Gerd Althoff meist „Spielregeln“ oder nicht-diskursive Handlungsregeln nennt.79 Bei der Untersuchung des Umgangs der Empfänger mit Herrscherurkunden steht der kommunikative Aspekt im Vordergrund. Deshalb scheint die Bezeichnung Kommunikationsmaxime für die Gesamtheit der Annahmen und Regeln angemessen, welche es den Urkundenempfängern ermöglicht, den Herrscherurkunden Sinn zu geben. Wenn man diese Positionen von ihrer linguistischen Basis abstrahiert, dann kann Kommunikation als ein kollektives Phänomen beschrieben werden, in dem es explizite und implizite Regeln gibt, deren Beachtung sowohl vom Sender als auch vom Adressaten erwartet wird.80 Die Kommunikation von Herrschaft Friedrichs II. ist damit nicht mehr nur „Propaganda“81 in der Arbeit des „Sprachrohrs kaiserlichen Willens“,82 sondern eine Situation, in welcher Menschen auf den Anspruch eines Herrschers auf Erfüllung eines Befehls reagieren. Die Gesamtheit von Ausdruck eines Herrschaftsanspruchs und der Reaktion darauf will ich im Folgenden ‚Herrschaftskommunikation‘ nennen.

Mit einer solchen Erweiterung kann auch das Risiko verringert werden, aus einer formalen Anwendung der Sprechakttheorie auf die Urkunden historisch irreführende Schlüsse zu ziehen. Die Anwendung der Sprechakttheorie auf Urkunden im Rahmen einer historischen Pragmatik83 kann die Chancen und Risiken einer solchen Herangehensweise illustrieren: Besonders ausführlich hat Bernd Steinbauer Urkunden mit Hilfe der Sprechakttheorie untersucht.84 Direkte Ergebnisse für diese Arbeit kann seine Studie nicht liefern, da sein Untersuchungsobjekt das Korpus altdeutscher Originalurkunden ist.85 Steinbauers Arbeit zeigt aber insbesondere, wie die spezifische sprachliche Form der Urkunden Ergebnis des Bedürfnisses ist, den mündlichen Rechtsakt an einen räumlich und zeitlich entfernten Adressaten zu übermitteln. Dazu dienen die Ausführlichkeit einiger Urkundenformeln, die Umbildung des eigentlichen Geschehens in ein idealisiertes Modell (‚Geschichte‘) und die Konventionalisierung des Textes bis hin zur Ritualisierung. Diesen Anregungen folgend wären die Spuren der Kommunikation mit den Urkunden Friedrichs II. sowohl auf der Seite des Produzenten als auch des Rezipienten beispielsweise daraufhin zu untersuchen, welcher Wert auf die konventionalisierten Bestandteile der Urkunden gelegt wird. Diese Arbeit wird sich auf die Spuren auf Seiten der Rezipienten konzentrieren.

Die Risiken, die in einer schematischen Anwendung der Sprechakttheorie auf Urkunden liegen, zeigt dagegen die Analyse des Romanisten Peter Koch. Er hat versucht, mit textpragmatischer Begrifflichkeit die Diskurstradition des mittelalterlichen Urkundentextes zu beschreiben. Dabei ist die Dispositio Kern eines illokutionären Aktes; Arenga und Narratio sind hinführende Textperipherie; Protokoll und Eschatokoll ein funktional nicht genauer zu integrierender Rahmen, der beispielsweise der Kontaktaufnahme (Intitulatio und Salutatio) dient.86 Peter Koch kann gut zeigen, wie stabil antike Beschlussverlautbarungen, offizielle Brieftexte und ars dictandi diesem Modell folgen. Seine Wirkungskraft ist so groß, dass es die ars arengandi, für die es eigentlich nicht geeignet ist, in ihrer theoretischen Entfaltung begrenzt. Wenn man dem Modell folgen will, ergibt sich aber sofort eine große Diskrepanz zwischen der visuellen Gestalt des Mediums und der von Koch analysierten linguistischen Form. Visuell betont sind die in Elongata geschriebenen Teile, Zeichen oder die Absetzung vom Textblock. Sie bilden aber nicht das textpragmatische Zentrum, sondern sind Texte, die für Peter Koch vom eigentlichen illokutionären Akt ausgegrenzt sind. Der in der Herrscherurkunde verschriftlichte illokutionäre Akt, die Setzung des Rechts im Privileg, kann eigentlich nur in der Reoralisierung vollzogen werden, also in gesprochener Sprache. Eine derartige, auf den Text konzentrierte Analyse übergeht die visuellen Elemente der schriftlichen Lokution. Die Sprechakttheorie kann also Erklärungsbedarf formulieren, als eine linguistische und sprachphilosophische Theorie aber nicht zur Erklärung des Phänomens Urkunde herangezogen werden.

Die Sprechakttheorie ist deshalb auch kein formales Mittel für die Untersuchung des Gebrauchs der Urkunden Friedrichs II., sondern Ausgangspunkt für verschiedene konkrete methodische Überlegungen. Wenn man die Kommunikationsmaximen ermitteln will, dann sind primär nicht die Herrscherurkunden selbst, sondern die Überlieferung der sie umgebenden Handlungen zu untersuchen. Es sind Quellen heranzuziehen, die uns zeigen, wie die ‚Untertanen‘ des Kaisers auf seine Urkunden reagierten und reagieren konnten, aber auch aus welchen Gründen sie sich um eine Urkunde bemühten, aus welchen Gründen sie eine erhaltene Urkunde aufbewahrten, sie wieder hervorholten, sie abschrieben oder anderweitig auf sie Bezug nahmen. Die Bezeichnungen, welche die Empfänger für die Urkunden verwendeten, interessieren ebenso wie die Handlungen, die mit und im Umfeld der Urkunden vollzogen wurden.87

Die Überlieferungschancen von bestimmten kommunikativen Handlungen führen dazu, dass in den Quellen einzelne Aspekte der Kommunikation leichter oder weniger leicht erkennbar sind. Das Kommunikationsmodell, das Barbara Stollberg-Rilinger auf der Basis von Niklas Luhmann entworfen hat,88 kann helfen, dieses quellenkritische Problem anzugehen. Sie betont, dass Kommunikation mehrdimensional ist: Eine kommunikative Handlung kann also sowohl abstrakt-begrifflich verstanden werden als auch instrumentell oder symbolisch. Die abstrakt-begriffliche Kommunikationsdimension, die ich verkürzt auch als propositionale bezeichnen will, findet sich in den in Sprache ausgedrückten Aussagen. In Sprache, aber auch in Gesten, Bildern oder Gegenständen ausgedrückte Handlungen können dem Kommunikationspartner als Instrument für einen Zweck gegenübertreten (instrumentelle oder funktionale Kommunikationsdimension) oder als Manifestationen von Sinn (im engeren Sinn symbolische Kommunikationsdimension). In den Relikten vom Umgang der Empfänger mit den Herrscherurkunden können die Kommunikationsdimensionen – oder Kommunikationsaspekte89 – unterschiedlich gut dokumentiert sein, und zwar im gleichen Ausmaß, wie sich die Interessen der Quellenproduzenten an den Herrscherurkunden unterscheiden. Unauffällige Indizien auf Kommunikationsaspekte außerhalb des Interesses der jeweiligen Quelle müssen also ernst genommen werden.


3.2Quellen

Die Kommunikationsmaxime kann aus den expliziten Regeln ermittelt werden, welche die Bewohner Italiens in Gesetzen, Ordnungen oder Lehrbüchern niedergeschrieben haben. Sie kann sich auch als implizite Regel aus den Gemeinsamkeiten einer reichen Überlieferung von Ausführungsurkunden oder Kopien ergeben. Wenn die Zeitgenossen Friedrichs II. mit seinen Urkunden jedoch auf eine Art und Weise umgingen, die sich normalerweise nicht schriftlich niederschlug, dann sind schließlich auch Einzelbelege wie anekdotisch wirkende Erzählungen in der Geschichtsschreibung oder in Protokollen von Bedeutung. Im jeweiligen Einzelfall wird zu fragen sein, ob die Handlung als Beispiel für eine Regel interpretiert werden kann, oder ob gerade der Bruch einer Regel ihren Bericht motivierte.

Als dokumentarische Quellen kommen die Aussagen über die Urkunden Friedrichs II. in Amtsbüchern und in anderen Urkunden in Frage, d.h. besonders in beglaubigten Abschriften, aber ebenso in Inquisitionsprotokollen, Gerichtsprotokollen oder Ausführungsurkunden der Funktionäre. Aus dem Norden Italiens dokumentieren die Archive auch Ratssitzungen, wie beispielsweise in Protokollen von San Giminiano,90 den Urkundentransport, wie in den Rechnungen aus dem gleichen Archiv oder aus dem der Stadt Siena,91 oder die Urkundenübergabe in notariellen Protokollen oder Zeugenaussagen.92 Die seit der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts vermehrt überlieferten Notariatsimbreviaturen93 und die „libri iurium“, d.h. die meist städtischen Kopialbücher, sind weitere Quellen. In diesen Quellenarten kann man kurze Notizen vom Vorlesen der Urkunde finden, die Formeln bei der Beglaubigung von Urkunden zu interpretieren versuchen oder die Art und Weise, in der über die Urkunden als Beweismittel im Gerichtsverfahren gesprochen wird, analysieren.

Die Quellen, die über Kategorien und Bilder von Urkunden explizit sprechen, sind juristische Texte und die Lehrbücher der ars dictaminis. Als normative Quellen stehen für das Regnum Siciliae der „Liber Augustalis“ und die Kanzleiordnung von 1244 zur Verfügung. Das zeitgenössische Rechtsdenken fußte in ganz Italien primär auf dem römischen Recht, wie es im „Corpus Iuris Civilis“ kodifiziert und seit Anfang des 12. Jahrhunderts in der Juristenausbildung rezipiert wurde.94 Dem gesellten sich im 12. Jahrhundert die „Libri Feudorum“ hinzu.95 Das kanonische Recht hat im „Decretum Gratiani“ und den Dekretalen Gregors IX. seine für die Herrschaftszeit Friedrichs II. gültige Sammlung erfahren.96 Die dritte Rechtsquelle, das statutarische Recht in seiner regionalen und lokalen Gültigkeit, ist für die Interpretation von Herrscherurkunden von geringem Interesse, da es für die zeitgenössische Rechtswissenschaft das Kaiserrecht des „Corpus Iuris“ ausdrücklich nur ergänzte. Alle diese Normen sind nur in der Interpretation der zeitgenössischen Juristen lebendig. Diese lässt sich in den Kommentaren und Glossen aus dem späten 12. und der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts studieren, besonders bei den Glossatoren Azzo und Accursius.97 Die ordines iudiciarii zeugen davon, wie diese Normen in den Rechtsalltag überführt und wie dabei neue Rechtsfiguren geschaffen wurden. Sie sind für die Erwartungen an den Gebrauch der Urkunden eine besonders wichtige Quelle, weil sie das Gerichtsverfahren und die Bedeutung von Schriftlichkeit darin als Beweismittel oder als Teil des Prozesses behandeln.98 Urkundentheorie kann auch den Texten der Notarslehrbücher (ars notariae) entnommen werden, die sich in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts von Beispielsammlungen zu eigenständigen Abhandlungen entwickelten.99 Schließlich haben sich die Autoren der Brieflehre (ars dictaminis), wie sie seit ihrer Entstehung Ende des 11. Jahrhunderts in Montecassino von den Meistern in Bologna, Paris, Orléans oder Capua gepflegt wurde, mit der Gestaltung schriftlicher Texte und damit auch von Herrscherurkunden beschäftigt.100 In diesem Kontext sind Mustersammlungen entstanden. Sie können als Indiz für die Vorstellungen von der Herrscherurkunde ausgewertet werden, und zwar einerseits über die Form der darin enthaltenen Herrscherurkunden und andererseits über die Situationen im Umfeld der Kommunikation mit dem Herrscher und dem Hof über eine Urkunde. Solche Texte sind beispielsweise umfangreich in der Briefsammlung des Thomas von Capua belegt.101

Als Quellen können aber auch die Texte dienen, in denen über Herrschaftshandeln mit Urkunden gesprochen wird. Derartige Erzählungen sind insbesondere in den Chroniken enthalten, die das Denken und Schreiben über die Urkunden von jenen Menschen bezeugen, die auch selbst Empfänger von Urkunden des Kaisers gewesen sein könnten. Die umfassende Übersicht über die mittelalterliche Historiografie zu Kaiser Friedrich II. von Andrea Sommerlechner nennt 58 Werke aus Italien. Dies sind Texte, die in zeitlicher Nähe zur Lebenszeit des Staufers entstanden sind und die es deshalb zu untersuchen gilt.102 Schließlich spiegeln auch die 91 zeitgenössischen Vermerke auf Urkundenoriginale aus der Kanzlei Friedrichs II. das Interesse der Zeitgenossen an den Schriftstücken wider.

Informationen über die Erwartungen der Menschen an die Urkunden bzw. den Umgang mit denselben lassen sich aber insbesondere aus den Kopien ziehen, die zu Lebzeiten Friedrichs II. oder nicht lange nach seinem Tod erstellt worden sind. Natürlich sind es nicht nur selbständige Urkunden, welche die Texte der Kanzlei Friedrichs II. reproduzieren, sondern auch Urkundensammlungen, wie beispielsweise die libri iurium der oberitalienischen Kommunen103 oder Briefsammlungen.104 Beinahe die Hälfte der Urkunden für Empfänger im Regnum Siciliae ist nur in Abschriften und nicht im Registerfragment überliefert. In der Dokumentation des Editionsprojektes der Urkunden Kaiser Friedrichs II. an der Bayerischen Akademie der Wissenschaften in München sind zu etwa der Hälfte der Urkunden Kopien belegt. Wenn man die Urkunden aus dem Registerfragment als Sonderfall der Überlieferung übergeht, dann sind ca. 28 Prozent aller dieser Urkunden an Empfänger im Regnum Siciliae gerichtet. Ein Viertel der Kopien davon sind zu Lebzeiten Friedrichs II. oder wenigstens in zeitlicher Nähe entstanden, d.h. spätestens im zweiten Drittel des 13. Jahrhunderts. Diese Kopien sind ein direktes Zeugnis für den Umgang mit den Herrscherurkunden. Darüber hinaus liefern sie Informationen über den Kontext des Kopiervorgangs, was hier besonders interessiert. Für das Regnum Siciliae habe ich 249 solcher Kopien ermitteln können, für Reichsitalien 284. In diesen Zahlen sind auch Erwähnungen in Zeugenaussagen sowie Sitzungs- und Gerichtsprotokolle eingeschlossen.105

Aber auch Urkunden Friedrichs II. selbst können eine Quelle für diese Untersuchung sein.106 Die Herrscherurkunden enthalten Berichte über Handlungen, wie etwa die Bitte um die Beurkundung, die der Urkunde vorausgingen, und sie sind Zeugnis der Vorstellung der Urkundenproduzenten über diplomatische Kommunikationsmaximen. Die Unterscheidung in der Form der Urkunden Friedrichs II. für Empfänger innerhalb und außerhalb des Regnum Siciliae ist dafür nur das augenfälligste Beispiel: Die Kanzleimitarbeiter, welche die Urkunden herstellten, gestalteten sie empfängerspezifisch.107 Die Form der Urkunden kann also in Beziehung zu Empfängergruppen, Urkundeninhalten und insbesondere zu den Ergebnissen der Überlieferung außerhalb der Herrscherurkunden selbst gesetzt werden.

Manch etablierte Methode der Diplomatik hat schon Beiträge für Forschungen mit ähnlichen Leitfragen wie diese Arbeit geleistet. So haben beispielsweise die Arbeiten von Wolfgang Huschner oder Hans-Henning Kortüm gezeigt, dass der Vergleich von Schrift und Diktat der Herrscherurkunden mit der Überlieferung außerhalb der Kanzlei produktiv sein kann,108 also mit diplomatischen Methoden Erkenntnisse über den Einfluss von Personen außerhalb der Kanzlei erworben werden können. Für die Kanzleisituation in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts kommen diese Methoden jedoch nicht wirklich in Betracht. Alle bisherigen Studien über die Herrschaft Friedrichs II. in Italien lassen nämlich keine Zweifel daran aufkommen, dass normalerweise Notare die Urkunden konzipierten und mundierten, die vorrangig oder sogar wahrscheinlich ausschließlich für den Herrscher tätig waren.109 Die Vorstellungen der Empfänger von den Urkunden sind also allerhöchstens über die Kanzlei vermittelt in die Urkunden eingegangen.

Bei der vorliegenden Untersuchung kommen dennoch auch klassische diplomatische Methoden zum Einsatz: Ähnlichkeiten zwischen dem Diktat der Ausführungsurkunden der Funktionäre und dem der zugrundeliegenden kaiserlichen Urkunden können Wirkungsspuren der Herrscherurkunde sein. Der grafische Vergleich zwischen den Kopien und ihren Vorlagen gibt Hinweise darauf, was für den kopierenden Notar ‚sichtbar‘ war und die Mühe einer Imitation lohnte. Deshalb wurden auch möglichst viele der Kopien einer Autopsie im Archiv unterzogen. Ebenso erwies sich die Autopsie bei der Beurteilung der Rückvermerke auf den originalen Archivalien als nützlich, weil sie so auch paläografisch in den Kontext des überliefernden Archives eingeordnet werden konnten.

Besonders klar können einzelne Bestandteile der für die Herrscherurkunde spezifischen Kommunikationsmaxime werden, wenn die Kommunikation scheitert. Es sind also Fälle zu untersuchen, in denen die eigentliche Verfügung der Urkunde augenscheinlich nicht umgesetzt wurde. Dabei ist u. a. danach zu fragen, ob die Urkunde vielleicht den Maximen nach eine wirksame Sprachhandlung war, die jenseits ihres Rechtsinhaltes lagen, wie es Marita Blattmann am Beispiel der Urkunden Friedrichs II. für Cambrai gezeigt hat.110

Die Frage nach dem Kontext von Schriftlichkeit steht vor großen Problemen hinsichtlich der Quellenzeugnisse. Explizit nicht-schriftliche Handlungen, welche die Urkunden begleiteten, sind seltener dokumentiert. Es geht also erstens um das Suchen feiner Spuren von nicht-schriftlicher Kommunikation in den oben angeführten Quellen. Häufig genug geht es zweitens darum, bekannte Quellen neu zu lesen, sie auf ihren Gehalt für die Rezeption der Urkunden bei den Empfängern hin zu untersuchen. Schließlich sind drittens auch Schlüsse vom Allgemeinen auf das Besondere möglich, wie sie aus den Aussagen über den Stellenwert von Schrift in der juristischen Literatur gezogen werden können. Dazu gehören aber auch Schlüsse aus den Ereignissen und Zuständen, die sich aus der Gesamtheit der Quellen rekonstruieren lassen. Auch der historische Kontext kann zur Unterstützung der Interpretation herangezogen werden. Dabei muss aber darauf geachtet werden, immer nur die spezifische politische Situation, in der die Kanzlei Friedrichs II. eine Urkunde ausstellte, zu berücksichtigen. Diese historischen Kontexte der Urkunden werden mit Hilfe der lokalen Urkundenüberlieferung ermittelt. Dabei stützt sich die Arbeit auf gedrucktes Material und auf umfangreiche Archivrecherchen.

Eine Bewertung der Einzelquellen ergibt sich auch aus der Einschätzung ihrer Überlieferungschance.111 Gerade für die spätere Herrschaftszeit Friedrichs II. können wir Schätzungen wagen, die das Ausmaß der Verluste an alltäglichem Schriftgut beziffern. Aus dem Inhalt des Registerfragments hat Walter Koch jüngst geschlossen, dass eine Produktion von 1 600 Mandaten pro Jahr die Untergrenze der Leistungsfähigkeit der Kanzlei Friedrichs II. in den letzten beiden Jahrzehnten seiner Herrschaft beschreibt.112 Es wäre also mit über 30 000 Mandaten aus dem Zeitraum von 1230 bis 1250 zu rechnen, von deren Inhalt wir heute nichts mehr wissen. Sie sind aus anderen Gründen nicht überliefert, als dies etwa bei den Urkunden des Neapolitaner Staatsarchivs oder der Stadt Messina der Fall ist, die durch Krieg oder Naturkatastrophen vernichtet wurden. Aufträge zu Baumaßnahmen, zur Unterbringung von Gefangenen oder zum Transport von Falken mussten nämlich nach ihrer Erledigung nicht dokumentiert werden. Außerdem haben die Funktionäre, an die sie gerichtet waren, als Einzelpersonen keine lange Zeiten überdauernden Archive gebildet. Für die Analyse der so lückenhaften Dokumentation heißt das, dass Einzelbeobachtungen und individuelle Berichte von Handlungen der Funktionäre Relikte von weitverbreiteten Handlungsweisen sein können. Dagegen ist anzunehmen, dass einzelne Quellenaussagen, die aus den Urkunden großer und stabiler Archive, wie etwa denen der Klöster Montevergine oder Montecassino, stammen und die als Besitzsicherungsinstrument verwendet werden konnten, eher Einzelfälle und bemerkenswerte Sonderfälle dokumentieren.


3.3Vorgehen

Die Befunde zur Kommunikation zwischen Friedrich II. und den Bewohnern seiner italienischen Königreiche werden deshalb in einer Folge vorgestellt, die von den Kommunikationsaspekten unabhängig ist. Die Untersuchung der Quellen folgt einem idealtypischen ‚Lebenslauf‘ der Herrscherurkunde aus Sicht der Empfänger, den es im Laufe der Untersuchung zu überprüfen gilt. Dieser ‚Lebenslauf‘ beginnt mit den Erwartungen der Empfänger, die sie an Herrscherurkunden stellen, noch bevor sie selbst eine Urkunde erhalten. Die erste Handlung des Empfängers ist sein Weg als Petent an den Hof, wo er sich um eine in einer Urkunde dokumentierte Entscheidung bemüht. Dabei werden ‚Petent‘ und ‚Petition‘ als Oberbegriffe verwendet, auch wenn es hochrangige Bewohner des Herrschaftsgebiets Friedrichs II., Vertreter von politisch mächtigen Städten oder ihren Dienstauftrag erfüllende Funktionäre sind, die sich mit einem Anliegen an den Herrscher wenden, auf das der Hof mit einer Urkunde antwortet. Soweit es nicht um Kommunikation mit dem Petenten geht, überspringt die Untersuchung die eigentliche Texterstellung in der Kanzlei. Sie fährt dann fort mit dem Weg der mundierten Urkunde aus der Kanzlei bis ins Archiv. Nicht zuletzt wegen der Kombination von Privilegien und Exekutionsmandaten, die schon unter den Normannen belegt ist,113 geht die Darstellung davon aus, dass zwischen der Produktion der Urkunde am Hof und ihrer lokalen Realisierung ein kaiserlicher Funktionär als Vermittler steht. Beim Empfänger angelangt, kann die Urkunde verschiedene weitere Handlungen erleben, die sich in den Quellen niedergeschlagen haben können: Sie wird abgeschrieben, vor Gericht vorgelegt oder im Archiv verwaltet. Diese Reihenfolge von Handlungen ist natürlich generalisiert und damit unscharf, wie schon die Feststellung zeigt, dass die Kanzlei sehr wohl auch Mandate mit Befehlen an Funktionäre ausstellte, denen keine Eingabe eines Petenten vorausging.

Deshalb ist die Darstellungsfolge auch eher ein Instrument, die Einzelbelege zu ordnen und Teilaspekte der Kommunikationsmaxime zu verdeutlichen. Eigene Abschnitte zu den Erzählungen über Kaiserurkunden und anderen Situationen, bei denen über sie gesprochen wurde, greifen einzelne Aspekte der vorher vorgestellten Quellenbelege auf und fügen sie mit neuen Belegstellen zusammen.

Insgesamt ist die Arbeit induktiv angelegt, das heißt, sie geht von den Erwähnungen der Kommunikationssituationen in den Quellen aus, in denen die Urkunden Friedrichs II. vorkommen. Sie referiert diese Quellenstellen regestenartig, bildet Typen und fragt nach den Regeln, die für diese Art des Umgangs existierten, sei es als schriftlich überlieferte Norm, sei es als üblicher Gebrauch, wie er aus vergleichbaren Fällen ableitbar sein kann. Sie versucht jeweils zu einem Urteil zu gelangen, welche Kommunikationsdimension die Quellen bevorzugen, und ob die Empfänger die Urkunden in ihrer symbolischen Kommunikationsdimension als Ausdruck von Herrschaftsanspruch wahrnahmen. Sie wird bemerkenswerte Einzelfälle ausführlich diskutieren und dabei auch die Vorgeschichte und die weitere Entwicklung des jeweiligen Rechtssachverhalts einbeziehen, die Urkunden als Herrschaftsäußerung also in den lokalen Kontext einordnen. Immer wieder wird die Frage gestellt werden, welche anderen Kommunikationsmittel zur Verfügung standen, um die Entscheidung sichtbar zu machen, welche Form die Kommunikationspartner im jeweiligen Einzelfall wählten.

Die Arbeit wird die beiden Herrschaftsbereiche in Italien in eigenen Kapiteln behandeln, auch wenn es natürlich Überlappungen gibt. In diesen Kapiteln wird den Hauptstationen des ‚Lebenslaufs‘ der Urkunden folgend das Material zusammengetragen:



	 Die Erwartungen an die Urkunden aus theoretischen Texten der Rechtswissenschaft und der ars dictaminis,

	 die Bitte um die Urkunde am Hof aus den wenigen überlieferten Texten von Petitionen, historiografischen Darstellungen und den Narrationes der Urkunden Friedrichs II.,

	 die Übergabe der Urkunde an den Empfänger und ihre Umsetzung, wie sie in den Urkunden der Funktionäre und notariellen Protokollen dokumentiert ist,

	 Abschriften in Einzelurkunden oder Kopialbüchern, die Aufbewahrung im Archiv und ihre Spuren in Rückvermerken, die erneute Verwendung aus Gerichtsurkunden sowie abschließend

	 das Sprechen über die Urkunden insbesondere in der Geschichtsschreibung.
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IRegnum Siciliae



1Urkundentheorie

Wie die Empfänger mit den Urkunden des Kaisers umgingen, war beeinflusst von den theoretischen Vorstellungen über eine Kaiserurkunde, die ihnen im Laufe ihrer Ausbildung vermittelt wurden. Zwei Ausbildungsbereiche sind in Lehrwerken so weit dokumentiert, dass man sie daraufhin befragen kann, welches Wissen sie über eine Kaiserurkunde vermittelten: die Briefrhetoriken und das Rechtsdenken. Im Regnum Siciliae sind dafür der „Liber Augustalis“ und die Texte der Kampanischen Dictatorenschule als Quellen heranzuziehen.

1.1Der „Liber Augustalis“

Das Regnum Siciliae in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts war keine Region, in der eigene umfangreiche Theorien über die äußere und innere Form einer Herrscherurkunde oder ihre rechtliche Bewertung entstanden. Die neugegründete Universität Neapel entwickelte zu Lebzeiten Friedrichs II. noch keine eigenständige Denkschule, sondern die Professoren unterrichteten, was sie in Bologna gelernt und gelehrt hatten. Roffred von Benevent, einer der führenden Wissenschaftler in der Gründungsphase, verfolgte beispielsweise die Ansätze von Hugolinus Presbyteri weiter.114 Soweit die Texte der in Neapel tätigen Rechtslehrer bekannt sind, gab es dort keine Theorie der herrscherlichen Einzelverfügungen. Dafür kann also auf Ausführungen zur juristischen Urkundentheorie in Kapitel II.1.2, verwiesen werden.115 Eine für das Regnum Siciliae in der Herrschaftszeit Friedrichs II. spezifische Rechtsvorstellung von Herrscherurkunden gibt aber der „Liber Augustalis“ wieder.

Die Androhung der Todesstrafe für die Fälschung von Königsurkunden in LA III.61 ist direkt aus den Assisen Rogers II. von 1140 übernommen und findet nur geringe Vorbilder im römischen Recht. Das hohe Strafmaß beruht auf der Verbindung der Fälschung mit dem Vorwurf der Majestätsbeleidigung, eine Verbindung, die auch der Jurist Andreas de Isernia in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts herstellte.116 Die 1231 erneuerte Privilegienrevokation schloss die Urkunden ein, welche während des Kreuzzugs ausgestellt worden waren, und ergänzte als weitere Bestimmung zum Umgang mit Herrscherurkunden die Strafandrohung für den vorsätzlichen Gebrauch von revozierten Urkunden in LA II.29.

Eine Besonderheit der sizilischen Rechtsordnung waren die Verfügungen Wilhelms II., die der „Liber Augustalis“ in II.27 und II.28 wieder aufgriff: Sie bestimmten, dass nicht nur die Herrscherurkunden ungültig waren, die im Namen der Gegner des Herrschers ausgestellt wurden, sondern auch Privaturkunden, die den Namen der „proditores aut invasores regni“ verwendeten.117 Die Durchführung dieser weitreichenden damnatio memoriae ist in vielen nach 1231 ausgestellten Privaturkunden belegt.118 Dennoch konnte Friedrich II. den Gegner seiner Jugend nicht vollständig aus den alltäglichen Privaturkunden verdrängen, denn die Überlieferung von Privaturkunden aus der Zeit der Herrschaft Ottos IV. im Regnum Siciliae, die den Namen des Welfen in der Datierung tragen und nicht erneuert wurden, ist ebenso reich.119

Der Hof stellte überwiegend Urkunden auf Bitte von Bewohnern des Regnum aus. Der „Liber Augustalis“ enthält einige Bestimmungen zum Reskriptverfahren. In der Frage, wann Beamte und Richter sich an den Hof wenden konnten, war der „Liber Augustalis“ gegenüber seinem römisch-rechtlichen Vorbild großzügiger und schloss keine Situation mehr grundsätzlich aus.120 Ein Rekurs an den Hof, die Bitte um eine Entscheidung und damit auch um eine Urkunde waren nach LA I.47 auch in Gerichtsverfahren unter Adligen zulässig.121 Eine Petition ohne vorangegangenes Verfahren vor einem lokalen oder regionalen Funktionär war für die Bewohner des Regnum Siciliae nach LA I.38,2 nicht möglich. Der „Liber Augustalis“ formulierte schließlich Prärogativen des Kaisers, wie beispielsweise nach römisch-rechtlichem Vorbild über den Widerspruch gegen die Einziehung von Gütern durch den Fiskus in LA I.86122 oder bei Fiskalschulden höheren Wertes in LA I.42,2.123 In diesen Fällen konnten Maßnahmen der Funktionäre ohne den Nachweis einer Herrscherentscheidung ungültig sein. Welche Form die Herrscherentscheidung haben sollte, gibt jedoch keines der Gesetze an.124

Das Rechtsdenken im Regnum Siciliae, das in den „Liber Augustalis“ und seine Novellen eingegangen war, kannte grundsätzlich die Möglichkeit des Herrschers, in allen Rechtsfragen zu handeln. Diese Texte stellen feine Verbindungen zwischen dem Urkundenwesen und der Herrscherrepräsentation her. Die Strafandrohungen für Fälschungen und den Gebrauch revozierter Urkunden sanktionierten den geforderten Respekt vor Herrscherentscheidungen in Schriftform. Als Reaktion auf die symbolische Kommunikationsdimension von Urkunden kann man die Anordnungen zur Nennung des Herrschernamens in den Privaturkunden verstehen, mit der Spuren von Zweifel an der Macht des gegenwärtigen Herrschers getilgt wurden.


1.2Die kampanische Dictatorenschule

Die ars dictaminis hat im Süden Italiens nur wenige systematische Lehrtexte hervorgebracht. Es ist aber eine Gruppe von Briefsammlungen überliefert, die stilistische Gemeinsamkeiten besitzen und als Mustersammlungen gelungener Briefrhetorik verstanden werden können. Die Forschung hat sie unter der Bezeichnung „Kampanische Dictatorenschule“ oder „Schule von Capua“ zusammengefasst und einen wirklichen Schulbetrieb in Capua angenommen.125 Ihr zugerechnet werden die Texte von Petrus de Vinea,126 Nicolaus de Rocca,127 Petrus de Prece,128 Heinrich von Isernia,129 die Thomas von Gaeta zugeschriebene Sammlung,130 eine ehemals Rainald von Capua zugewiesene kampanische Briefsammlung131 und die Texte des Thomas von Capua.132 Susanne Tuczek weist in ihrer Edition der „kampanischen Briefesammlung“ auf die fehlenden Belege für eine Institutionalisierung der Schule und die unscharfen stilistischen Gemeinsamkeiten der Texte hin. Sie zieht auch die Existenz einer echten Dictatorenschule in Capua in Zweifel.133 Auch wenn die Texte vielleicht nicht auf eine gemeinsame Ausbildungsinstitution zurückgehen, bieten sie doch die Möglichkeit, sich über die Vorstellungen süditalienischer Stil- und Briefexperten von Schreiben des Herrschers zu informieren. Das gilt insbesondere, wenn sie die Herrscherurkunden nicht nur in Briefsammlungen zitieren, sondern auch über sie reflektieren.

Das ist in der vom päpstlichen Kanzler Thomas von Capua verfassten ars dictaminis der Fall.134 Sie erwähnt den Kaiser in den Abschnitten über die Anreden. Dort diskutiert sie die Reihenfolge von Absender und Adressat in der Salutatio und die Grußformeln für Briefe an den Kaiser. In der Reihenfolge von Papst und Kaiser spiegelt sich das Rangproblem, das entstand, wenn man Kaiser und Papst als prinzipiell gleichrangige oberste Autoritäten ansah. Thomas schlug ganz traditionell vor, in der Kommunikation zwischen beiden dem Papst den Vorrang zu geben. Der Kaiser ist von Dritten mit Sieges- und Ruhmepitheta („victoriosissimo et gloriosissimo“) anzusprechen. Dazu sind passende Grußwünsche zu verwenden („talis de inimicis triumphum“). Die Epitheta entsprechen denjenigen, die in den zeitgenössischen Herrscherdatierungen von Kaiserurkunden und von Privaturkunden gebraucht wurden. Die an den Kaiser gerichteten Briefe sollten die Herrschertugenden ansprechen („parcere prostratis et debellare superbos, robore accingi fortitudinis et virtutis“) oder ihm geistlichen Segen wünschen („spiritu consilii et timoris domini habundare“; „salutem, per quam reges regnant et principes dominantur, et potentes etiam tenent terram“).135 In den Epitheta und den Argumentationen der Briefe, die an den Kaiser gerichtet sind, wird er als Sieger, als milde waltender und als christlicher Herrscher angesprochen. Die Kommunikation mit dem Kaiser ist also Thema der ars dictaminis des Thomas von Capua, das herrscherliche Schreiben selbst aber nicht.





2Die Bitte um die Urkunde und der Privilegierungsakt

Die Bitte um eine Herrscherurkunde war im 13. Jahrhundert ein eigenständiges Verfahren, das ein Fachvokabular und sogar schriftliche Regelungen kannte.136 An der Papstkanzlei hatte sich beispielsweise am Anfang des Jahrhunderts ein geordnetes und gut dokumentiertes Verfahren entwickelt, über das sich Urkunden von der päpstlichen Kurie erwirken ließen.137 Vom Hof Friedrichs II. sind die Verfahren nicht so gut dokumentiert, aber der „Liber Augustalis“ und die Kanzleiordnung von 1244 geben doch einige Hinweise. Die Bitte um eine Herrscherentscheidung wurde auch in Rechtsnormen und in der Literatur darüber umfangreich diskutiert.

Die jüngere kulturhistorische Forschung hat zusätzlich darauf hingewiesen, dass die Bitte um eine Herrscherentscheidung ein Schlüssel zum Verständnis der mittelalterlichen Verfassungsverhältnisse und ihrer Entwicklung sein kann. Die Bitte musste die komplizierten Machtverhältnisse ausdrücken, die eine konsensuale Herrschaft in einem politischen System prägten, das auf persönlichen Bindungen beruhte.138 Gerd Althoff hat aus einigen früh- und hochmittelalterlichen Beispielen abgeleitet, dass die öffentliche Form der Bitte die Bedürfnisse der Beteiligten befriedigen musste, ihren sozialen Status angemessen zu berücksichtigen. Sie hatte also gleichzeitig die Bindung der Mächtigen an den Herrscher und ihre Unabhängigkeit richtig darzustellen. Die öffentliche Form der Bitte war inszeniert. Diese Inszenierung wurde unter Ausnutzung aller persönlichen Bindungen des Petenten zum Umfeld des Herrschers vorbereitet.139

Claudia Garnier hat die Bitte an den Herrscher im mitteleuropäischen Raum über einen längeren Zeitraum verfolgt. Für die staufische Zeit stellt sie eine Formalisierung und Standardisierung fest, die unter anderem aus der Neuinterpretation von Herrschaft aus dem römischen Recht resultierte. Anhand der Texte der ars dictaminis und der Narrationes in den Urkunden Friedrichs I. beobachtet sie, wie das Vokabular sich auf Motive konzentrierte, die dem Rechtsleben nahestanden.140 Aus der Juridifizierung des Lehnsverhältnisses erwuchs ein Anspruch auf Erhörung der Bitte um Belehnung, wenn keine Rechtsgründe entgegenstanden.141 Schriftlichkeit, die seit dem 12. Jahrhundert in den Belehnungsvorgang eindrang, war nur eine Ergänzung des primär persönlichen und symbolischen Kommunikationsaktes,142 trug aber auch zu seiner Formalisierung bei. Der Wandel veränderte jedoch nicht die soziale Grundfunktion der Bitte als Kommunikationsform mit dem Herrscher: Sie verlieh weiterhin einer bestimmten gesellschaftlichen Ordnung Ausdruck und diente damit der Stabilisierung der Herrschaftsordnung. Für Claudia Garnier sind Literalisierung und Juridifizierung dennoch Spiegel gewandelter Wertevorstellungen des 12. und frühen 13. Jahrhunderts, in denen die Bitte „protektive, das politische Gefüge stabilisierende Kommunikationsform“ ist.143 In ihrer Untersuchung ist die erste Hälfte des 13. Jahrhunderts nur in einigen Texten der ars dictandi repräsentiert, die ihr als Zeugnisse der Begründung von Bitten dienen.

Es gibt jedoch weitere Quellen, die über die Bitte um eine Urkunde Auskunft geben. Für das Regnum Siciliae sind der „Liber Augustalis“, die Kanzleiordnung von 1244, die Mustersammlungen für Briefe und historiografische Erzählungen die Quellen für den Vorgang der Bitte um eine Urkunde. Anders als in der übrigen Untersuchung werden hier auch die Herrscherurkunden selbst als Quellen herangezogen, denn die Narrationes sind die häufigsten Texte, die von der Bitte berichten. Sie geben aber die Sicht der Kanzlei wieder. Wie gestaltete sich die Kommunikation mit dem Herrscher für den Bittsteller und späteren Urkundenempfänger in diesen Quellen?

2.1Normierungen der Bitte

2.1.1Impetration im „Liber Augustalis“

Die Rechtsnormen für die Bitte um eine Urkunde sind zugleich Normen der Kommunikation mit dem Herrscher. Dafür steht das Verb impetrare im „Liber Augustalis“, und zwar insbesondere in den 1240 erlassenen Bestimmungen zum Verfahren vor dem Großhofgericht (Extrav. 10). Sie sind in einer 1246 noch einmal überarbeiteten Fassung in den „Liber Augustalis“ aufgenommen worden (LA I.38,2).144 Das Gesetz unterscheidet zwischen Bittstellern, die eine Entscheidung in einem strittigen Verfahren am Hof suchten oder zur Impetration einer Urkunde erschienen. In letzterem Fall war also der Herrscher mit seinem Gericht nicht Richter im Streit zwischen Untertanen, sondern er selbst und sein Herrschaftsapparat waren am vorgetragenen Problem beteiligt. Im Vergleich mit der Urkundenüberlieferung kann man sich darunter Privilegien, aber auch die umfangreich belegten Interventionen gegen Übergriffe von Funktionären oder Appellationen gegen bzw. Bestätigungen von Entscheidungen aus dem Verwaltungsapparat vorstellen.145

LA I.38,2 ordnete an, dass der Petent am Hof als erstes befragt werden sollte, ob er sein Anliegen einer ersten Instanz vorgelegt hatte. Der „Liber Augustalis“ gibt keinen Hinweis, wer diese Frage stellte und wer damit das Recht hatte, Petenten, die kein erstinstanzliches Urteil vorweisen konnten, sine litteris nach Hause zu schicken. Nur die unten zu diskutierende Kanzleiordnung von 1244 gibt dafür Hinweise.146 Für den Fall verweigerter Gerichtsbarkeit in erster Instanz bot die Konstitution in ihrer Fassung von 1246 ein Formular für das Reskript an. Als Beleg für die Verweigerung reichte ein Eid des Petenten, dessen Form der „Liber Augustalis“ nicht näher ausführt.147 Die folgende Konstitution informierte einen möglichen Petenten darüber, dass am Großhofgericht ein Siegel des Kaisers verwahrt wurde und das Gericht Ladungen und Entscheidungen in Schreiben unter dem Namen des Kaisers verschicken konnte.148 Kommunikation mit dem Herrscher war in der Rechtsordnung des Regnum Siciliae also Kommunikation mit dem Hof.


2.1.2Kanzleiordnung

In der Spätzeit der Herrschaft Friedrichs II. im Regnum Siciliae stellte eine Vorschrift Regeln für die Kommunikation mit dem Hof auf: die Kanzleiordnung von 1244. Sie entstand in zeitlicher Nähe zu den Ergänzungen zu den Konstitutionen von Melfi.149 Ihr Hauptziel war es, Bestechung zu verhindern, wie Heupel anhand der Texte herausgearbeitet hat, welche die Ordnung in der Überlieferung umgeben.150 Sie konzentrierte sich auf die Pflichten der Notare und anderer Funktionäre, insbesondere ihre Gebühren.151

Die knappen Aussagen entwerfen folgendes Bild von der Bitte am Hof: Petitiones trafen am Hof ein und wurden von den Kanzleifunktionären bearbeitet. Ihrer Intention entsprechend beschreibt die Ordnung differenzierter, was die Kanzleimitarbeiter zu tun und insbesondere zu unterlassen hatten: Die Petitionen wurden vor der Kanzlei von einem dafür bestimmten Magister am Morgen und am Abend entgegengenommen. Diese offensichtlich schriftlichen Petitionen sollten Montag, Mittwoch und Freitag den Kanzleivorständen vorgelesen und in den Geschäftsgang verteilt werden. Die Anliegen, die der conscientia des Kaisers bedurften, brachte der zuständige Kanzleinotar Johannes von Otranto „in consilio ante pedes nostri culminis“, eine Formulierung, die inmitten der Sachlichkeit des übrigen Textes auffällt, auch wenn sie wohl kaum wörtlich zu nehmen ist. Die als soli domino klassifizierten Petitionen kamen dem Kaiser allein zur Kenntnis. Eine ähnliche Unterscheidung traf die Kanzleiordnung für litterae, die, wenn sie secreta domini betrafen, dem Kaiser vorzulesen waren. Die Kanzleiordnung schärfte ein, dass die Notare keine Privatanliegen („negotia privatorum“) entgegennehmen durften, sondern nur Petitionen, die auf dem Weg in die Kanzlei gelangt waren, den die Ordnung festlegte. Bei der Aushändigung der Urkunden sollte sich der Kaplan Philipp noch einmal vom Empfänger beeiden lassen, dass dieser niemanden am Hof bestochen habe.152 Der Kaplan ist die gleiche Person, die schon die Petition vor den Großhofrichtern vorlesen sollte, und hier vermutlich mit dem Philippus gleichzusetzen, der in den 1240 er Jahren die Herrscherurkunden paraphierte.

Der von der Kanzleiordnung beschriebene Umgang mit der Impetration kann als eine Art ‚Black Box‘ interpretiert werden, in die man seine Petition einreichte und von der man eine Antwort bekam, ohne Näheres über den internen Vorgang zu erfahren. So betonte die Ordnung, dass über die Petition an einem abgeschiedenen Ort beraten werden soll: „per dompnum Philippum capellanum imperialem legentur peticiones coram magistro Petro et magistro Tadeo … in camera, que erit super cancellaria, remotis aliis omnibus, vel si camera non fuerit, in secreciori parte domus“.153 Diese Verschlossenheit nach außen könnte man als Symbolisierung eines Entscheidungsvorbehalts des Kaisers betrachten, denn in streitbaren Sachen, in denen die Kurie als Gericht auftrat, war ausdrücklich Öffentlichkeit vorgesehen: „littere super negotiis privatorum impetrate legentur … publice in cancellaria et, si apparuerit contradictor, contradictionis eidem copia non negetur; durch ein öffentliches Verlesen sollte also ein Widerspruch ermöglicht werden“.154

Wie an der Papstkanzlei waren auch am Kaiserhof Rechtsexperten als Parteienvertreter tätig, auch wenn sie nicht wie die päpstlichen Prokuratoren einem eigenen „Akkreditierungsverfahren“ unterlagen.155 Das Mandat, das der Kanzleiordnung in der Marseiller Handschrift vorangeht, verbietet ausdrücklich, dass vom Justitiar an den Hof gesandte Boten als Vertreter von Privatangelegenheiten agierten.156 Diese Bestimmung könnte Teil der Ausbildung eines Kollegiums sein, das allein für Petitionen zuständig sein sollte. Es gehört aber eher in den Kontext der Korruptionsverhinderung, die, wie erwähnt, Ziel der Texte im Überlieferungsumfeld der Kanzleiordnung war. Auch die in den folgenden Bestimmungen der Kanzleiordnung genannten advocati curie stellt man sich mit der allgemeinen juristischen Lehre besser als Vertreter im Verfahren am Großhofgericht vor, die von den Petenten freiwillig gewählt werden konnten, und nicht als für das Verfahren notwendige Vertreter.157 Die Kanzleiordnung forderte für sie den Eid der Anwälte (nach LA I.84) und stellte Regeln für ihre Honorare auf.158 Weitere Bestimmungen über die Tätigkeit von Anwälten vor kaiserlichen Gerichten liefert der „Liber Augustalis“ (I.83–85), der sich jenseits der Honorarordnung an den allgemeinen Bestimmungen des „Corpus Iuris Civilis“ zur gerichtlichen Vertretung durch Berufsjuristen orientierte.159 Sie enthalten keine Vorschriften für die Impetration von Urkunden am Kaiserhof. Die Kanzleiordnung ist also eine Quelle, die korrekte Inhalte der Urkunden und professionelles Verhalten der Beteiligten sicherstellen will, dabei aber eine Situation beschreibt, deren symbolische Dimension die Unnahbarkeit des Herrschers und Autonomie seiner Entscheidungen betont.



2.2Erzählungen über die Bitte in den ausgefertigten Urkunden

2.2.1Allgemeines

Die Normen des „Liber Augustalis“ und die Kanzleiordnung von 1244 formulierten, was ein Bewohner des Regnum Siciliae für seine Bitte um eine Urkunde am Hof erwarten konnte, wenn er in die Verwaltungsprozeduren eingeführt war. Die Narrationes geben dagegen das wieder, was die Kanzlei vom Vorgang der Bitte für erwähnenswert hielt. Was berichten sie von den konkreten Handlungen bei der Bitte? In den Diplomen fehlen überwiegend explizite Erzählungen der Vorgeschichte der Privilegierung. Stattdessen benutzten die Kanzleimitarbeiter allgemeine Formeln, in denen der Herrscher die Bitten des Empfängers erhörte und in denen er ihre Dienste und ihre Treue sowie die dadurch entstandenen Nachteile würdigte.160 In Mandaten wird das Rechtsproblem oder die vorgängige Kommunikation dem eigentlichen Befehl vorangestellt. Diese Texte liefern also nicht nur Hinweise auf den konkreten Vorgang der Bitte, sondern helfen auch zu verstehen, wie die Kanzlei die Impetration am Hof darzustellen suchte. Wie stellten sich die Kanzleimitarbeiter das Verhalten der Petenten aus dem Regnum im Detail vor? Welche Gelegenheiten zu symbolischer Kommunikation gab es dabei und was wurde über den konkreten Sachverhalt hinaus kommuniziert?


2.2.2Wer ist am Hof?

Wenn man also die Narrationes als Quelle für den Vorgang der Bitte um ein Privileg – und eventuell sogar den Privilegierungsvorgang selbst – verwendet, dann erfährt man zunächst, dass Bischöfe, Adelige, Äbte oder andere Vertreter von Klöstern und Städten an den Hof kamen und um ein Privileg baten. Es stellt sich dabei Frage, ob die Narrationes einen Hinweis enthalten, dass sich Petent und Kaiser persönlich begegneten, wie es beispielsweise Sebastian Gleixner in seiner Untersuchung zur Kanzlei Friedrichs II. zwischen 1226 und 1236 aus der Formulierung „constituti in nostra presentia“ ableitet.161 Waren die Empfänger zweitens überhaupt selbst am Hof, oder entsandten sie nur Vertreter? Mit wem konnten sie bzw. ihre Vertreter drittens ihre Anliegen am Hof besprechen?

Die Mehrzahl der Narrationes ist so formuliert, dass der Empfänger selbst seine Bitte am Hof äußerte. Trafen er und der Herrscher dabei persönlich aufeinander? In einer der beiden Ausfertigungen der Privilegienbestätigung für Erzbischof Carus von Monreale, welche die Kanzlei im März 1221 ausfertigte, ist explizit davon die Rede, dass der Erzbischof „viva voce“ seine Bitte vortrug.162 In einer zweiten Ausfertigung weitgehend gleichen Wortlauts war die Bitte noch „per suas litteras et nuntium“ vorgetragen worden.163 Warum im Fall von Monreale zwei Urkunden entstanden sind, kann man mit einer ergänzenden Bitte um zusätzliche Exemplare zu erklären versuchen, die zusammen mit der ersten endgültig ausgefertigt wurden. Hier interessiert vorrangig, dass die Bitte explizit mündlich vorgetragen werden konnte. Unter dem gleichen Datum sind noch drei weitere Urkunden für Monreale überliefert,164 die keinen Hinweis auf die Art und Weise liefern, wie Carus seine Anliegen vorbrachte. Carus war während der Minderjährigkeit Friedrichs II. Mitglied des Regentschaftsrats und damals ein Gegenspieler des Walter von Palearia gewesen. Er war jedoch nicht in dauerhaftem Konflikt mit den herrschenden Gruppierungen am Hof geraten, auch wenn er nach dem Ende der Regentschaft nicht mehr zum engeren Kreis am Hof gehörte.165 Die Begünstigungen Friedrichs II. vom März 1222 fanden aber im November desselben Jahres ausdrücklich den Dank des Papstes.166 Es ist also vorstellbar, dass der gesellschaftliche Rang des Carus hoch genug war, dass er persönlich mit dem Kaiser sprach.

Von einer persönlichen Begegnung berichtet auch die Narratio der Privilegienbestätigung für die Cappella Palatina in Palermo. Friedrich wohnte demnach 1224 in S. Stefano der Messe in der Kapelle bei. Kantor und Kapitel begaben sich zu der Gelegenheit in untertänigster Weise („se devotissime presentantes“) zum Kaiser. Sie legten ihm ihr Privileg Rogers II. zur Bestätigung vor, das jemand durch „teuflische Gier“ seines Goldsiegels beraubt hatte.167 Die Urkunde ist auf Januar 1225 datiert, sodass zwischen der Bitte am 26. Dezember und der Ausfertigung mindestens fünf Tage vergangen waren. Der feierliche Akt der Bitte und der Akt der Beurkundung sind in diesem Fall zeitlich klar getrennt. Die Narratio lässt offen, ob die kaiserliche Entscheidung zugunsten der Hofkirche noch in Anwesenheit der Petenten oder erst später fiel.

Nach der Kanzleiordnung kam es dagegen zu keinem Kontakt zwischen Empfänger und Herrscher. Die Entscheidung über eine Petition fiel entweder noch in der Kanzlei oder in Fällen, in denen die conscientia des Kaisers erforderlich war, im Rat. Im Protokoll einer Besprechung im kaiserlichen Rat, das in den „Excerpta Massiliensia“ überliefert ist, sind Fragen an den Kaiser enthalten, die von consiliarii vorgelegt wurden. Die Fragen fassen Anliegen in Lehnssachen von Petenten verallgemeinernd zusammen und erbitten vom Kaiser Entscheidungen, wann darüber „sine conscientia“ geantwortet werden dürfe.168 Von der Anwesenheit von Petenten im Kronrat ist nicht die Rede.

Die meisten Urkunden des Staufers selbst geben keine nähere Auskunft darüber, wo, in wessen Anwesenheit und in welcher Form die Bitte um ein Privileg dem Herrscher vorgetragen wurde. In zwei Urkunden verwendete der Notar eine Formulierung für die Bitterhörung, die vom Üblichen abweicht. Er schrieb von einem „sacrarium exauditionis“, in dem die Bitten zugelassen werden.169 Dabei könnte man mit Dig. 50.4.18.12 an ein kaiserliches Kabinett denken, in dem eine Audienz stattfand. Die Formulierung, die in zwei von drei Urkunden mit Johannes de Lauro als Schreiber in Verbindung steht,170 ist aber wohl eine metaphorische Umschreibung der Erhörung der Bitte.

Eine Formel, die häufig, aber keineswegs durchgängig Bestandteil der Narrationes ist, könnte ebenfalls für ein persönliches Treffen zwischen Petent und Herrscher stehen: Wörtlich drückt die Formel, die ich wegen ihrer typischen Formulierung ad nostram/maiestatis nostre presenciam accedens ‚Annäherungsformel‘ nennen will,171 aus, dass der Petent sich „der Gegenwart“ des Herrschers „annäherte“. In einer Variante dieser Annäherungsformel beschreiben die Kanzleimitarbeiter Friedrichs II., dass der Bittsteller am Hof vorstellig wurde („ad curiam nostre maiestatis veniens, ad curiam nostram accedens“ und ähnliche Formulierungen).172 Die Urkunden für Empfänger im Regnum Siciliae selbst geben keinen Hinweis darauf, ob man die Unterscheidung wörtlich nehmen kann, somit die Erwähnung von ad presenciam nostram die Schlussfolgerung erlaubt, dass der Petent sein Anliegen vor dem Angesicht des Kaisers vortrug, oder ob „curia“ und „praesentia nostra“ nur sprachliche Variationen sind.173 Für Letzteres spricht, dass unter den Urkunden, die nur von einem Besuch am Hof sprechen, auch Verfügungen in Folge von Belehnungsakten anzutreffen sind, von denen angenommen werden kann, dass ihnen ein persönlicher Lehnseid voranging.174 Auch dass in sieben Fällen aus der Zeit zwischen 1243 und 1245, also nach dem wahrscheinlichen Erlass der Kanzleiordnung, noch Annäherungsformeln mit praesentia nostra verwendet werden,175 kann als Argument verwendet werden, die Formel nicht wörtlich zu nehmen.

Die Verwendung der Annäherungsformel gibt auch keinen Hinweis auf ein inhaltliches Kriterium, das die Petition am Hof begründete: In den Beispielen aus der Briefsammlung des Petrus de Vinea legen die Petenten Rechtsfälle unterschiedlichsten Betreffs zur Entscheidung vor.176 Die übrigen Urkunden mit Annäherungsformel sind überwiegend Privilegienbestätigungen. Letztere stellen aber ohnehin die Mehrheit der Urkunden dar – und sind also auch sehr häufig ohne einen Hinweis auf ein persönliches Treffen des Petenten mit dem Kaiser gestaltet. Die Formel wird auch für den Überbringer des Briefes verwendet, der am Hof einging, ohne notwendigerweise Rechtshandlungen nach sich zu ziehen.177 Die Verwendung einer Annäherungsformel ist also nicht Folge eines bestimmten Rechtssachverhalts, sondern drückt vermutlich einen realen Sachverhalt aus, auch wenn dabei wahrscheinlich nicht zwischen einem Vortrag der Bitte am Hof und einem vor dem Herrscher persönlich unterschieden wurde. Die Formulierung, und damit das Bild, das die Kanzlei von der Bitte entwarf, erlaubt aber die Vorstellung einer persönlichen Begegnung.

Die Narrationes und die Bitterhörungsformeln unterscheiden aber gewöhnlich, ob der Bittsteller persönlich an den Hof gekommen war oder nur einen Vertreter geschickt hatte. Sicher ist, dass neben den Anwälten in den Verfahren am Großhofgericht auch in Gratialsachen Vertreter der Empfänger am Hof tätig waren. Sofern sie nicht namentlich genannt wurden, bezeichneten die Kanzlisten sie als nuncii.178 Diese Boten konnten Briefe überbringen,179 wobei die Formulierung „per nuntios et litteras“ unklar lässt, ob sie zusätzliche Funktionen übernahmen.180 Nur in Urkunden, die ein Urteil in einem Gerichtsverfahren verkündeten, ist der Abgesandte am Hof durch die Bezeichnung syndicus als formeller Rechtsvertreter erkennbar.181 Als procurator bezeichnete die Kanzlei den Rechtsvertreter der Waise Medania, Tochter des Accardus de Massanello.182 Andere mit Namen identifizierbare Vertreter am Hof waren gewöhnlich Mönche aus Klöstern,183 außer es handelte sich um hochrangige Hofmitglieder, die sich für den Petenten einsetzten.

Letztere sind jedoch nicht als Vertreter des Empfängers, sondern als Fürsprecher oder Intervenienten einzustufen, denn sie richteten gewöhnlich gemeinsam mit dem Empfänger eine Bitte an den Herrscher. Es fehlt auch eine Bezeichnung als nuntius oder procurator bzw. für das Handeln pro parte, wie die folgenden Beispiele belegen.

Intervenienten konnten höchstrangige Persönlichkeiten sein. Ganz besondere Unterstützung fand 1211 der Archimandrit des Klosters S. Salvatore in Messina, der eine littera des Papstes am Hof vorlegte, welche anmahnte, das Kloster in Schutz zu nehmen und sicherzustellen, dass es seine Rechte ungestört genießen könne.184 Papst Innozenz III. hatte das Kloster am 26. September 1210 seinem Schutz unterstellt,185 und der Archimandrit Lucas fand auch später noch Unterstützung des Papstes.186 Der Pontifex förderte auch das an der Grenze zwischen dem Patrimonium Petri und Regnum Siciliae gelegene Zisterzienserkloster Casamari, als es im Jahr 1221 nach der Privilegienrevokation um die Bestätigung seiner älteren Rechte und die Zuweisung von königlichen Grundstücken durch Erzbischof Rainald von Capua und Andreas Logotheta bat.187 Da Honorius III. zur gleichen Zeit das Kloster mehrfach mit Schutzbriefen und Mahnschreiben unterstützte und ihm 1222 das Kloster S. Domenico in Sora inkorporierte, muss man davon ausgehen, dass Casamari an der römischen Kurie Einfluss hatte, ohne dass die Wege der Einflussnahme näher nachzuvollziehen sind.188

Andere Intervenienten waren weniger hochrangig. Sie hatten dafür gute Beziehungen am Hof. So bat der Familiar Angelus de Marra gemeinsam mit dem Erzpriester der Kirche S. Maria von Barletta im Dezember 1234 um die Bestätigung von Zehntrechten.189 Angelus de Marra war einer der verdienten ‚Ausnahmebeamten‘ Friedrichs, der im Laufe seiner Karriere zwischen 1232 und 1240 hochrangige Positionen in der Verwaltung des Königreichs innehatte. Er stammte aus einer Bankiersfamilie in Barletta und war wahrscheinlich auch als Richter in der Stadt tätig.190 Diese Erwähnung eines Intervenienten ist im Übrigen die jüngste in der Herrschaftszeit Friedrichs II.

Mitglieder des Hofs intervenierten nicht nur bei Vergünstigungen, sondern auch in strittigen Verfahren, die mit gerichtlichen Mitteln und Inquisitionen untersucht wurden. 1222 unterstützten die Bischöfe von Reggio di Calabria, Catania und Syrakus sowie andere Familiaren den Abt des Klosters S. Stefano nel Bosco im Streit mit seinen homines.191 Hier ist keine engere Bindung zwischen dem Empfänger und den Intervenienten anzunehmen als Nachbarschaft. Zwei der aufgeführten Bischöfe standen aber in einem engen Verhältnis zum Kaiser: der Familiar und kaiserliche Ratgeber Lando von Anagni, Bischof von Reggio di Calabria,192 und der ‚inoffzielle Familiar‘ Bartholomäus, Bischof von Syrakus.193 Unklar ist, wer als Bischof von Catania auftrat, da der Amtsinhaber Walter von Palearia seit der Niederlage von Damiette im Exil lebte.194

Die Interessen seiner Heimat vertrat mehrfach der Großhofrichter Petrus von Logotheta.195 So konnte er gemeinsam mit seinem Bruder Roffred im Juli 1224 erreichen, dass die Stadt San Germano vom allgemeinen Befehl, alle Stadtmauern im Regnum zu schleifen, ausgenommen wurde.196 Zwei Jahre später, im Dezember 1226, setzte sich Petrus von San Germano auch für die Abtei des Heiligen Benedikt bei San Germano ein. Seine Intervention kommt dem gewöhnlichen Weg durch Instanzen sehr nahe: Schon Anfang 1226 hatte das Kloster beim Großhofrichter Heinrich von Morra während dessen Aufenthalts in Salerno eine Klage wegen eines Eingriffs in alte Rechte des Klosters eingereicht. Heinrich hatte den Sachverhalt von den Richtern Petrus von Eboli und Nicolaus von Cicala untersuchen lassen und aufgrund der Ergebnisse ihrer Inquisition im Mai 1226 ein Urteil zugunsten Montecassinos gesprochen.197 Im Dezember 1226 war ein Untersuchungsergebnis der gleichen Richter Grundlage für eine zweite Verhandlung vor dem Großhofgericht. Aufgrund des Inquisitionsergebnisses und des Verfahrens am Großhofgericht bat Petrus von San Germano gemeinsam mit dem Kloster um die Bestätigung der Privilegien Montecassinos, die nach dem überlieferten Exekutionsmandat auch gewährt wurde.198 Die Initiative für das Exekutionsmandat könnte also auch vom Großhofgericht ausgegangen sein. Petrus von San Germano ist in dieser Zeit jedoch nicht aktiv als Großhofrichter belegt, sondern im Mai 1226 als Revokationsbeauftragter in Kalabrien.199 Aufgrund seiner Herkunft aus San Germano stand der Großhofrichter wahrscheinlich auch in guter Beziehung zu Montecassino, sodass das Kloster ihn um eine Bestärkung der Entscheidung des Gerichts beim Kaiser persönlich angehen und er als Vermittler nicht als Richter am Hof agieren konnte.

Bis 1234 sind also vereinzelt Unterstützer für die Anliegen der Petenten namentlich genannt. In drei von sieben Fällen sind es hochrangige Funktionäre des Regnum Siciliae, die sich häufig am Hof aufhielten. Die einfachen Vertreter, die für die Impetranten am Hof agierten, sind meistens nicht namentlich bekannt. Auch die wenigen Mönche, von denen die Narrationes berichten, dass sie Bitten und Klagen für ihre Klöster einreichten, sind nicht durch Funktionsbezeichnungen hervorgehoben. Insgesamt entsteht dabei der Eindruck, dass die Bitte am Hof eine Aufgabe war, welche die politischen Repräsentanten der bittenden Institutionen gut delegieren konnten. Sie beschränkte sich zumindest in diesen Fällen darauf, eine schriftliche Petition zu überreichen. Die Petition war also eine vermittelte Kommunikation, die auch ohne hochrangiges Personal auskam.


2.2.3Vorurkunden

Bei ihrem Besuch am Hof legten die Petenten häufig ältere Urkunden vor. Die Narrationes referieren den Inhalt der Vorurkunden, sei es durch wörtliches Insert200 oder nur paraphrasierend201, sei es unter ausdrücklichem Hinweis, dass die Vorurkunde am Hof vorgelegt worden sei („ostendit, presentavit“), oder nur durch allgemeinen Verweis („secundum, prout“). Insbesondere wegen der Privilegienrevokationen auf den Hoftagen von Capua und Messina nach der Rückkehr Friedrichs II. in den Süden Italiens im Winter 1220–1221 brachten die Bewohner des Regnum Siciliae ihre älteren Urkunden zur Bestätigung an den Hof.202 Meistens waren dies Urkunden der Vorgänger Friedrichs II. und Urkunden des Staufers selbst aus der Zeit seiner Minderjährigkeit, zu denen die Herrscherkanzlei in den 1220er und am Anfang der 1230er Jahre Bestätigungen ausfertigte.203 Es gibt aber auch Fälle, in denen Schenkungen Dritter bestätigt werden sollten.204

Bei der Privilegienbestätigung im Zuge der Revokation von 1220–1221 wurden die Vorurkunden ungültig, wenn sie nach dem Tod Willhelms II. ausgestellt worden waren.205 Was passierte dabei mit den vorgelegten Urkunden? Die Kanzlei verwendete dafür die Vorlageformel privilegium nostrae curiae/nobis humiliter resignavit,206 auf die privilegium restituere folgt. Die Bedeutung von resignare changiert zwischen konkreter Übergabe und inhaltlichem Verzicht. Dafür, dass es sich um einen echten Übergabeakt handelte, sprechen jedoch verschiedene Argumente. So zeugt die im Privileg für Montevergine vom Februar 1224 verwendete Formel „prout in eiusdem monasterii privilegiis, instrumentis, iuribus et aliis scripturis publicis continentur“ davon, dass unter privilegium das eigentliche Schriftstück zu verstehen ist.207 In den Bestätigungsurkunden ist gleichzeitig gewöhnlich von einem persönlichen Erscheinen am Hof die Rede, wurden die Urkunden am Hof vorgelegt (presentare), vor der Bestätigung der tenor der Urkunden eingesehen (inspicere) und die Siegel der Urkunden beschrieben, die zu bestätigen waren.208

Die Narrationes der Bestätigungsurkunden, die nicht aufgrund der Privilegienrevokationen von Capua und Messina ausgestellt wurden, erwähnen mehrfach nur, dass die Lesbarkeit verlorenzugehen drohte,209 oder das Bedürfnis, eine lateinische Übersetzung aus dem Griechischen zu besitzen.210 Der Habgier war, wie erwähnt, das Goldsiegel des Privilegs Rogers II. für die Cappella Palatina in Palermo zum Opfer gefallen, das Friedrich II. im Januar 1225 bestätigte.211 Derartige Fälle212 zeigen, dass die Beglaubigungsmittel, d.h. insbesondere das Siegel, wichtig für die Akzeptanz am Hof waren. Die zum Hof gebrachten Urkunden mussten aber nicht immer Originale sein, denn im Juli 1223 hatte der Bischof von Cosenza eine Abschrift mehrerer Urkunden von Vorgängern Friedrichs vorgelegt, die mit Siegeln und Unterschriften beglaubigt war, und bestätigt bekommen.213


2.2.4Mandate

Die Petenten erlangten am Hof nicht nur Privilegien, sondern auch Befehle an Beamte. In einer notariellen Kopie eines solchen Mandats auf Betreiben des Abtes von Cava de’ Tirreni identifizierte der Empfänger beispielsweise das sacrum rescriptum, das der Abt impetrierte.214 Die Mandate stellten die Vorgeschichte der Entscheidung gewöhnlich ausführlicher dar als die Privilegien. Die Vorstellung des Sachverhalts ist häufig ein Streitfall (ex querela …) oder eine Klage (conqueror/conquestio), die vom Petenten persönlich oder von Vertretern am Hof vorgelegt wurden.215 Die Impetration ist jedoch häufig nicht als Bitte, sondern als Bericht formuliert (exposuit excellentie nostre, celsitudini nostre fuit expositum, significavit nobis, exponente coram nobis etc.), auch wenn es sich im Ergebnis um eine Bitte handelte, die im weiteren Textverlauf auch so angesprochen wurde.216 Neben den Narrationes, die eine Person oder Institution nennen, die sich mit ihrem Anliegen an den Hof wandte, gibt es auch eine nennenswerte Zahl von Mandaten, in denen unpersönlich formuliert ist, dass der Sachverhalt am Hof bekannt wurde (z.B. „ad audientiam nuper celsitudinis nostre pervenit“, „ad noticiam culminis nostri pervenerit“).217

Es ist aber belegt, dass die Boten am Hof mündlich berichteten,218 sodass in Mandaten verbreitete Formulierungen wie ad audientiam nostram pervenit, sicut audivimus219 zumindest so verstanden werden können, dass die schriftliche Eingabe am Hof vorgelesen wurde. Gleichzeitig wird die Formel auch im „Liber Augustalis“ in LA I.40,2 und II.48 für den Beginn von Reskriptverfahren und Appellationen verwendet,220 kann also als Teil eines juristischen Fachvokabulars ihren konkreten Bedeutungsgehalt verloren haben und zu einer Redewendung geworden sein, welche das Handeln der Funktionäre am Hof im Namen des Herrschers bezeichnet. Ob die Empfänger die Kommunikation mit dem Hof auch so verstanden, kann nur durch andere Quellen als die Narrationes geklärt werden.221

Besonders in der Kommunikation mit Funktionären ist der Sachvortrag vorwiegend schriftlich und wird mit recepimus licteras tuas oder ähnlichen Formulierungen beschrieben.222 Mehrere Formulierungen deuten an, dass man sich auch unter der Petition Privater ein Schriftstück vorstellen kann. So beispielsweise „sua nobis petitione monstravit“ in der Narratio des Mandats Friedrichs für die Lombardischen Siedler in Sizilien vom November 1237223 oder „in scriptis redacta ad nostram presentiam transmictatis“224.Da transmittere immer verbunden mit einem konkreten Gegenstand oder mit einer Person gebraucht wird, wird man sich auch unter „transmissa culmini nostro petitio“ im Mandat an den Grosskämmerer der terra di Bari vom 30. April 1248225 oder in den querelae, die dem Hof zur Entscheidung vorgelegt werden,226 Schriftstücke vorstellen können. Für die Mandate legten die Petenten ebenfalls ältere Urkunden als Belege vor, wenngleich eine deutlich größere Zahl an Mandaten nichts dergleichen erwähnt und den Rechtsanspruch des Petenten unbelegt berichtet.227 In den Vorgeschichten der Mandate sind also schriftliche Formen der Kommunikation häufiger belegt. Insgesamt sind aber die konkreten Handlungen, welche die Narrationes der Mandate beschreiben, denen der Privilegien ähnlich. Auch wenn sie zunächst als Bericht oder Klage bezeichnet werden, werden sie in den Texten aus der Kanzlei doch als Bitten verstanden.


2.2.5Sprachliche Form

Über die konkrete Form der Bitte geben die Narrationes der Privilegien und der Mandata kaum Auskunft. Sie erwähnen die Bitte in den Privilegien in konventionellen Formeln (petere/petitio, supplicare/supplicatio, preces, vereinzelt suppliciter, postulare), die meist humiliter an den Herrscher gerichtet, seltener auch als instanter, devote oder attentius modifiziert sind. Häufig stehen sie auch ganz ohne Umschreibung. In Mandaten und begünstigenden Urkunden, die auf einen Eingriff in Rechte des Empfängers reagieren, war der Vortrag am Hof häufig eine Klage (conqueror/conquestio), konnte aber auch nur ein einfacher Bericht sein (significare, exponere, selten auch intimare, referre, nunciare). Die Bitten und Klagen wurden an den Herrscher mit den aus der antiken Staatssprache geläufigen Begriffen gerichtet: maiestas, excellentia, celsitudo oder culmen. Sie drücken wie die Adverbien ein Unterordnungsverhältnis aus. Unterwürfigkeit war für die Kanzleimitarbeiter also eine erwartete Eigenschaft des Bittstellers, ohne dass die von ihnen formulierten Narrationes die Form näher beschrieben, in der diese Eigenschaft ausgedrückt werden konnte.

Die Bitte des Klosters S. Maria di Nardò, die im August 1223 mit einem Privileg erhört wurde, wurde nach dem Urkundentext „lacrymabiliter“ vorgetragen.228 Die Formulierung ist eine einmalige Ausnahme in den Beschreibungen der Bitte von Empfängern aus dem Regnum Siciliae. Tränen sind eine Emotion, die häufig mit der Bitte in Verbindung gebracht wird. Zu den Tränen in der politischen Kommunikation hat sich ausgehend von den Thesen Gerd Althoffs eine Forschungsdiskussion entspannt, die versucht zu ermitteln, ob sie als spontane Gefühlsäußerung oder als Teil einer Inszenierung verstanden werden können.229 Die Diskussion ist bislang zu keinem Abschluss gekommen. Tränen der Bitte sind jedoch ein geläufiges Phänomen in geistlichen und weltlichen Texten.230 In den Kanzleiprodukten sind sie Teil der Rhetorik von Trauer- und Trostbriefen und werden etwa im Bericht vom Kreuzzug vom März 1229 in Verbindung mit den Gebeten um eine sichere Überfahrt verwendet.231 Sie können also auch hier eher als rhetorische Figur denn als Beschreibung eines Sachverhalts gewertet werden,232 eine rhetorische Figur natürlich, die eine Annahme über das Verhältnis zwischen Bittsteller und Herrscher aus Sicht der Kanzlei dokumentiert.


2.2.6Ergebnisse der Untersuchung der Narrationes

Die Narrationes der Mandate beschreiben also bevorzugt eine schriftgestützte Bitte, die von einem Boten überbracht wurde und vom ihm mündlich ergänzt werden konnte. Die Narrationes der Privilegien belegen noch für 1221, dass eine Bitte vom Empfänger persönlich und mündlich am Hof vorgetragen wurde. Die Kanzlei ging davon aus, dass die Bitte Unterwürfigkeit, Sorgfalt oder Aufmerksamkeit ausdrückte und damit in der Tradition der älteren Herrscherurkunden stand.233 Die Bitte wurde in den Formulierungen der Kanzlei in praesentia des Herrschers vorgetragen. Hochrangige Funktionäre sind in den ersten anderthalb Jahrzehnten der Kaiserherrschaft vereinzelt als Intervenienten genannt. Die Narrationes geben nur schwache Hinweise darauf, dass die Bittsteller und ihre Unterstützer im Normalfall dem Herrscher wirklich persönlich begegneten. Im Gegenteil traten in der Mitte der 1240er Jahre dem Geschäftsgang zufolge, wie er in der Kanzleiordnung beschrieben ist, allein die Kanzleinotare vor den Kaiser, die mit der Entgegennahme der Eingaben bei der Kanzlei beauftragt waren, und zwar sowohl im Rat als auch ohne den Rat. In den Narrationes deutet sich ebenso an, dass die Impetration von Herrscherurkunden im Verlauf der Herrschaftszeit Friedrichs II. zunehmend zu einem Vorgang wurde, bei dem der Petent aus Sicht des Hofs ausschließlich mit dem Hof, der den Herrscher repräsentierte, statt mit dem Herrscher als Person in Berührung kam. Gleichzeitig ging die Kanzlei am Hof davon aus, dass sich der Petent in der Bitte dem Herrscher unterordnete. Er entsprach damit den überlieferten Petitionstexten, die im Folgenden vorzustellen sind.



2.3Briefsammlungen

Quellen, die nicht in der Kanzlei entstanden, zeigen die Wichtigkeit von Vermittlung, wenn man am Hof eine Urkunde erlangen wollte. Die kampanische Briefsammlung,234 die Briefe des Thomas von Capua100 und die Briefsammlung des Petrus de Vinea101 liefern ebenso einen Einblick in die Form der Kommunikation der Petenten mit dem Hof wie ein historiografischer Text aus Agrigent. Sie können darüber hinaus Hinweise darauf geben, ob die sprachliche Markierung des Rangverhältnisses durch Unterwürfigkeit in den Narrationes auch bei den Petenten verwendet wurde.

In der Briefsammlung des Petrus de Vinea ist eine forma petitionis enthalten, in der ein G. de Capistrello (ein Ort in den Abruzzen) den Kaiser um Ersatz für ein eingezogenes Lehen bittet.237 Die in der ersten Person Singular formulierte Petition ist an den imperator serenissimus gerichtet, den G. als „lux fidelium, protector et benefactor eorum“ anredet und an dessen misericordia er appelliert. Das Argument der Petition kreist, wie auch die allgemeinen Begründungen für die Privilegierung in den Herrscherurkunden selbst, um die Dienste, die G. für den Kaiser geleistet habe: G. betont damit seine Treue zum Kaiser. Die Bitte beschreibt das Verhältnis zwischen Petent und Herrscher aber nicht als ein materielles Tauschgeschäft, sondern bezieht sich auf gesellschaftliches Ansehen: Die Vergabe des Lehens gereiche dem Herrscher zur Ehre. Wie in den Narrationes der Privilegien verwendet die Supplik die Verben supplicare und dignari für die Bitte und die gnädige Gewährung. Auch die misericordia ist Teil einiger Arengen, Bestandteil vieler Dispositionen und Formeln für die Erhörung einer Bitte bzw. Beschreibungen von Privilegiengewährungen der Vorgänger. Sie ist ebenso in einigen Fällen in Urkunden für Empfänger im Regnum Siciliae, in denen Rechte zur Versorgung des Empfängers gewährt wurden, wie in der Petition in der Verbindung mit providere in Gebrauch.238

Der Vorschlag für eine Petition, der in die Briefsammlung des Petrus de Vinea gelangt war, deckte sich also in der Darstellung des Verhältnisses zwischen Herrscher und Petent mit den Kanzleitexten. Entsprechend der rhetorischen Kultur, die viel Wert auf die passende Anrede legte,239 war die Adresse besonders reich gestaltet und markierte so den Rangunterschied. Die forma petitionis aus der Sammlung des Petrus de Vinea übernahm aber nicht die oben erwähnten Anredemuster des Thomas von Capua.240 Statt Sieges- und Ruhmepitheta zu verwenden und die Macht des Herrschers anzusprechen oder ihm geistlichen Segen zu wünschen, war das soziale Verhältnis zwischen dem Petenten und dem Herrscher von Treue und Fürsorge geprägt, einer Fürsorge, die Teil der Ehre des Herrschers war.

Während bei Texten aus der Briefsammlung des Petrus de Vinea prinzipiell unklar ist, ob ihnen nicht ein Entwurf eines Kanzleimitglieds zugrunde lag, sind die Briefsammlung des Thomas von Capua und die kampanische Briefsammlung außerhalb der Kanzlei entstanden. In beiden ist auch der Text einer Petition überliefert. Darin bittet ein Ungenannter den Kaiser, den Neffen eines Kardinals freizulassen. Eine Anrede fehlt. Das Bittschreiben appelliert an die „clementia“ des siegreichen Kaisers. Der Brief wirbt um das Wohlwollen des Kaisers, indem er ausdrücklich darauf verweist, dessen vielbeschäftigte Ohren von weitschweifender Rede verschonen zu wollen, also einen mündlichen Vortrag der Bitte imaginiert. Das Argument der Kürze erinnert an die Bestimmungen von CJ 1.19.8, wo für die Petition vorgeschrieben wurde, den Kern des Sachverhaltes schon im Petitionstext anzugeben. Die eigentliche Bitte ist ähnlich wie in den Narrationes mit „petitionis instantia supplico“ formuliert.241

Auch in den Unterstützungsschreiben an den Kaiser in der Briefsammlung des Thomas von Capua fehlt die Anrede des Herrschers. Reich an Bildern und Wortspielen verwendet sich Thomas für einen päpstlichen Notar,242 für einen ungenannten capuanischen Adligen243 und für eine ebenso namenlose Witwe.244 Das Vokabular ist vielfältig, die Formulierungen für die Bitte entsprechen den in den Narrationes verwendeten.245 Einige Besonderheiten sind jedoch erwähnenswert: Im Empfehlungsschreiben für den capuanischen Adligen ging der Briefautor davon aus, dass der Bittsteller persönlich am Hof vorsprach, ja er formulierte sogar, dass dieser sich „vor dem kaiserlichen Angesicht“ präsentieren würde („imperiali conspectui representat“).246

Häufiger als direkte Bitten an den Kaiser sind in den Sammlungen Briefe an Angehörige des Hofs, die das Anliegen des Petenten unterstützen sollten. Beispielsweise gab Thomas einer Witwe auf dem Weg an den Hof einen Brief mit, der den Adressaten bat, sie beim Kaiser zu empfehlen.247 Während die Witwe ihr Anliegen selbst am Hof deponierte, brachten auch Boten Empfehlungsschreiben mit. Thomas von Capua bezeichnet sie in einem seiner Briefe als nuntii in „negotiis, que habet promovere in curia cesaris“.248

In der kampanischen Sammlung ist ein Brief von Neapolitaner Universitätsangehörigen überliefert, die am Hof um Unterstützung baten, den Kaiser vom Fortbestand ihrer Universität zu überzeugen. Reich an Bibelzitaten wandte sich der Brief an jemanden, der „in auribus principis solius veritatis interpres“ war, und bat ihn, dem Kaiser darzulegen (ostendere), was ein der kaiserlichen Majestät angemessenes Verhalten sei.249 Der Adressat wurde also in seiner Rolle als Ratgeber des Kaisers angesprochen, dem die guten Argumente der Petenten zu Gehör gebracht wurden. Die Kommunikationssituation entspricht der Verhandlung einer Petition im Hofrat, wie sie die Kanzleiordnung skizzierte.

Hier ist allgemein vom casus der Universität die Rede und in den übrigen Empfehlungsschreiben nur der Inhalt der Bitte genannt. Thomas von Capua ging es bei seinen Vermittlungsversuchen aber um Urkunden, wie ein Brief an das Kloster Montecassino zeigt, das dem Kloster am Hof Unterstützung bei der Impetration einer Urkunde verspricht („pro litteris impetrandis, de quibus scripsistis“).250

Eher um politischen Einfluss scheint es in zwei weiteren Beispielen zu gehen: Der Kardinal schrieb, wohl im Jahr 1236, an eine Gruppe von Höflingen. Sie sollten Funktionäre (ministri) darin beeinflussen, Zisterzienser und andere Klöster nicht zu sehr zu belasten, oder den Kaiser selbst überzeugen, einen entsprechenden Befehl zu modifizieren. Auf den Kaiser sollten sie achtungsvoll bittend einwirken („supplicationibus reverenter instetis“). Die ministri, die damit in die Schranken zu weisen waren, verletzten Gottes und des Kaisers Ehre („in hiis, que contra Deum et honorem ipsius imperatoris attemptant“).251

Auch der Brief des Thomas an Erzbischof Berard von Palermo, er möge beim Kaiser für die Interessen von neapolitanischen Kleinadligen intervenieren, war ein politischer Vermittlungsversuch. Er wurde über mehrere Zwischenstufen abgewickelt, denn der Papst selbst versuchte, die Adligen zu unterstützen. Thomas’ Brief war nur eine Unterstützung der päpstlichen Bitten. Die Bitten sind hier auch Überzeugungsversuche („inductionem persuasionis apponens“). Frömmigkeit und die Ehre des Königreiches („propter domini pietatem et honorem regni“) werden von Thomas als Argumente angeführt, das Anliegen der Adligen zu erhören.252

Also teilten auch die Briefsammlungen das Vokabular der Bitte mit den Texten aus der Kanzlei. Sie argumentierten mit gesellschaftlichen Werten: Die Erfüllung einer unterwürfigen Bitte gereiche zur Ehre des Herrschers. Sie imaginierten dabei eine mündliche Kommunikationssituation. Sie waren sich aber der Notwendigkeit der Fürsprache am Hof bewusst, durchschauten also die Darstellung der Herrscherurkunden in den Annäherungsformeln, die den Anschein einer direkten Kommunikation zwischen Petent und Herrscher erwecken konnten.


2.4impetrare

Im Vergleich zum Vermittlungsbedarf am Hof, der in den Briefsammlungen so deutlich wird, fällt der Gebrauch des Verbs impetrare in der kurzen Bischofschronik von Agrigent auf: Sie erwähnt nichts von den Vorgängen am Hof. Die Chronik ist in der Mitte des 13. Jahrhunderts gemeinsam mit einem Chartular entstanden, das Fälschungen enthält.253 Der Autor der Chronik erwähnte mehrfach Rechtsverleihungen zugunsten des Bistums einfach mit dem Verb impetrare, ohne zwischen der Bitte um die Urkunde und dem eigentlichen Beurkundungsvorgang zu unterscheiden. Der Chronist formulierte unter anderem, die Rechte an S. Gregorio und im Hafen von Agrigent seien „impetrata … a rege“, wie im mit Blei besiegelten Privileg enthalten sei.254 Ein perfektisches impetrare war also selbstverständlich auch eine erfolgreiche Bitte.

Das Wort impetrare ist auch in anderen Quellen ein Fachausdruck für das Verfahren, am Kaiserhof eine Urkunde zu erlangen. Die Normen des „Liber Augustalis“ verwendeten255 das Wort ebenso wie die Urkunden Friedrichs II. selbst und Dokumente, die auf Urkunden Friedrichs II. Bezug nehmen.256 Impetrare ist jedoch nicht die einzige Bezeichnung für die Bitte um eine Urkunde. Die Notare am Hof und im Regnum sowie die Briefsteller verwendeten häufig die Wörter petitio/petere und supplicatio/supplicare, die einen weiteren Bedeutungshorizont haben.

Der Vorgang der Impetration war schon ganz praktisch keine Selbstverständlichkeit, denn die Impetration war am Hof als ein Vorgang bekannt, der mit Kosten verbunden war.257 Mit impetrare verband sich bei den Empfängern ein Vorgang, der in Erinnerung blieb. Bei der Befragung über die Rechte des Erzbischofs von Tarent an einer Färberei im Judenviertel der Stadt in der ersten Hälfte des Jahres 1247 führte nämlich der Thesaurar des Doms von Tarent zur Stärkung der Glaubwürdigkeit seiner Aussage aus, dass er selbst bei der Impetration des kaiserlichen Mandats vom 3. Oktober 1231 dabei gewesen sei.258 Selbst wenn die Impetration in der Berichterstattung aus Agrigent mit der Erwartung einhergehen konnte, die erbetene Urkunde auch zu erhalten, war sie also doch ein Ereignis, das dazu dienen konnte, Herrschaftsanspruch und -akzeptanz in Erinnerung zu bringen.


2.5Regeln und Praxis der Petition im Wandel der Zeit

In den bislang angeführten Beispielen ist eine Vielfalt an Wegen der Bitte am Hof erkennbar: Die Petenten konnten bei einer Messe dem Herrscher direkt ihr Anliegen vortragen; sie konnten Vertreter entsenden, die in der Darstellung der Agrigentiner Chronik anscheinend unkompliziert eine Urkunde erwirkten; sie konnten sich an hochrangige Hofmitglieder wenden und um Vermittlung bitten; oder sie konnten sich mit Empfehlungsschreiben an Mitglieder des Hofs wenden. Die Kanzleiordnung dokumentiert dagegen, dass es spätestens seit 1244 eine Regel für die Entgegennahme von Petitionen gab. Der Ordnung ging es darum, die Möglichkeiten zur Einflussnahme am Hof zu verringern, ein Verhalten, das in den Briefen des Thomas von Capua gut belegt ist. Die Beeinflussung der Entscheidung durch Dritte war aber zumindest bis 1234 akzeptiert, als zum letzten Mal eine Narratio die Intervention von hochrangigen Mitgliedern der Magna Curia für Empfänger im Regnum Siciliae erwähnte.259 Die Kanzleiordnung und die im Kontext der Kanzleiordnung überlieferten weiteren Texte, nämlich das Verbot für die Notare, in negotia privatorum aktiv zu werden, eine Taxordnung und ein Mandat an den Justitiar in Sizilien, widmeten sich ungewollter Einflussnahme, also Korruption. Inwieweit die Übersendung von Geschenken, die in der Briefsammlung als Entgegennahme eines Geschenks von einem Hofmitglied an Thomas belegt ist,260 schon als Korruption galt, ist unklar. Thomas von Capua ist 1239 gestorben, sodass es schließlich möglich ist, dass seine Empfehlungsschreiben einen Umgang mit Petitionen beschreiben, der mit der Kanzleiordnung abgeschafft werden sollte.

Auch die ohnehin geringe Möglichkeit zu persönlicher Kommunikation mit Friedrich II. ist in der Zeit der Kanzleiordnung nicht mehr belegt. Persönliche Begegnungen zwischen Petent und Herrscher sind nur in den Briefen des Thomas von Capua sowie in den Narrationes der Privilegien für den Bischof von Agrigent im März 1221 und für die Cappella Palatina zu Weihnachten 1224 überliefert. Die Annäherungsformel der Narrationes könnte in der noch in den 1240 er Jahren benutzten Variante ad praesentiam nostram accedens auch dafür stehen. Obgleich es keine näheren Hinweise für eine so enge Interpretation gibt, zeugt die der Annäherungformel ähnliche Formulierung des Thomas von Capua („se conspectui imperiali presentare“)261 davon, dass Kanzlei und Petenten die Vorstellung teilten, die Bitten würden dem Herrscher selbst vorgetragen. Die Kanzleiordnung kannte schließlich nur schriftliche Eingaben. Mit dem Petitionstext in der Briefsammlung des Petrus de Vinea und den Narrationes sind diese auch mehrfach belegt. Diese Petitionen konnten persönlich am Hof oder über einen Boten eingereicht werden.

In der symbolischen Kommunikationsdimension war die Petition ein Akt der Anerkennung von Herrschaft, so wie während der gesamten Herrschaftszeit Friedrichs II. die Narrationes und die überlieferten Petitionstexte die Bitte häufig mit Unterwürfigkeit verknüpften. Das Bemühen der Kanzleiordnung, die Entscheidungswege nach der Eingabe der Petition geheimzuhalten, demonstrierte Unabhängigkeit und Unnahbarkeit des Herrschers, wobei der Überlieferungskontext der Kanzleiordnung nahelegt, dass es auch ein pragmatisches Bedürfnis war, die Unabhängigkeit der Entscheidung am Hof sicherzustellen. Die Verwendung des Fachwortes impetrare für den Erwerb einer Herrscherurkunde durch den Chronisten des Bistums Agrigent ist ein Indiz, dass die Empfänger auch noch in der Mitte des 13. Jahrhunderts die Impetration als eine Leistung des Petenten betrachteten. Der Kommunikationsakt ‚Herrscherurkunde‘ war also selbstverständlich eine Antwort, eine Reaktion auf einen Kommunikationsakt des Empfängers. Herrscherliche Autonomie und Huld wurden in der Form der Bitte und in der Reaktion darauf demonstriert.





3Veröffentlichung und Umsetzung der Urkunde

3.1Aushändigung der Urkunde

Die Entscheidung des Herrschers wurde in der Kanzlei schriftlich dokumentiert, ein Vorgang, dessen Form die Kanzleistudien im Kontext der Edition der Urkunden Kaiser Friedrichs II. herausarbeiten werden.262 Darüber, wie Urkunden aus der Kanzlei zum Empfänger gelangten, gibt die Kanzleiordnung von 1244,263 wie oben erwähnt, die Auskunft, dass der Kaplan Philipp sich bei der Aushändigung von Urkunden noch einmal eidlich bestätigen lassen sollte, dass sie keinen unerlaubten Einfluss auf die Entscheidung genommen hatten. Bei Streitsachen zwischen Privaten war vorgesehen, die Urkunde öffentlich vorzulesen, um Einspruch zu ermöglichen.264 Beide Formen der Übergabe dienten in der Darstellung der Kanzleiordnung dazu, die inhaltliche Korrektheit der Urkunde sicherzustellen, indem einerseits unerwünschte Einflussnahme mit einem symbolischen Akt ausgeschlossen wurde und andererseits der Urkundeninhalt einer Zeremonie ähnlich von einer Öffentlichkeit als widerspruchsfrei anerkannt wurde.

Sebastian Gleixner hat aus der Konzentration von sogenannten „Briefprivilegien“ während des Zuges nach Sizilien 1233–1234 und des Deutschlandzuges 1235–1236 darauf geschlossen, dass diese Urkunden von einem kaiserlichen Boten zugestellt wurden.265 Als „Briefprivilegien“ bezeichnet er Urkunden, die äußerlich einem einfachen Privileg gleichen. Sie sind mit einer verzierten Initiale, dem Kaisernamen in Elongata oder in einer verzierten Abkürzung und mit einer abgesetzten Datierungszeile mit ausgeschriebenen Zahlen gestaltet. Ihrer inneren Form nach müssen sie aber als Mandate gelten, denn sie sind mit Adresse, Tagesdatierung und ohne Inkarnations- und Herrscherjahr verfasst. Die Gruppe der Urkunden, die im März 1221 in Brindisi für den Erzbischof Carus von Monreale entstand,266 zeigt jedoch, dass Mandate, die wie Privilegien gestaltet waren, auch in persönlicher Anwesenheit des Begünstigten ausgefertigt wurden. Das „Briefprivileg“ ist als solches demnach kein Indiz dafür, dass Urkunden an den Empfänger verschickt wurden, auch wenn die Möglichkeit eines Versands von Urkunden natürlich gegeben ist.

Exkurs: per nuntios et litteras in der Kommunikation zwischen Friedrich II. und den Bewohnern des Regnum Siciliae

Weitere Hinweise auf die Möglichkeit, Herrscherbefehle mit Hilfe von Boten zu kommunizieren, gibt der Gebrauch der Formel per nuntios et litteras. Die Formel wird gleichermaßen für Kommunikation verwendet, die vom Herrscher ausgeht und die an ihn gerichtet ist. Wie oben erwähnt, wurde sie verwendet, wenn die Narrationes von Petitionen berichten.267 Ebenso war sie in Narrationes über eingehende Schreiben von Funktionären und über die Kommunikation zwischen den Funktionären in Gebrauch.268 In einem Brief an den Justitiar von Westsizilien vom 16. Dezember 1239 riet der Hof, „litteris et nuntiis“ über ganz Sizilien auszusenden, um die Umsiedlung der Leute von Centorbi und Capizzi nach Palermo voranzutreiben.269 Die Formel ist schließlich auch Teil der Eidesformel in der Lehnsurkunde des Jacobus Girardi von Juni 1238. Der Eid enthielt die Verpflichtung zu Treue und devotio in allen Geschäften und Diensten des Kaisers, die ihn „per nuntios et litteras“ als Auftrag erreichen sollten.270

War damit wirklich mündliche Kommunikation durch die Boten gemeint? Dafür sprechen die Textstellen, die einfach nur den Boten – ohne die Doppelung mit litterae – als Bittsteller am Hof oder als Überbringer von Befehlen an die Beamten nennen.271 Eine mündliche Botschaft ist auch explizit im Brief an den Erzbischof von Messina vom 18. November 1239 erwähnt, demzufolge der Bote seinen Bericht „viva voce“ am Hof abgeliefert habe.272 Die Anordnungen vom Ende des Jahres 1239, wie die lombardischen Gefangenen in den Burgen des Reiches unterzubringen seien, wurden von mündlichen („oretenus“) Anweisungen des Justitiars Richard von Montefusco ergänzt.273 Ebenso erwähnt ein Schreiben an den Admiral Nicolinus Spinola vom 29. Februar 1240 ausdrücklich „litterae in mandatis“ und die mündliche Nachricht des Boten des Admirals, der mit der kaiserlichen Antwort zurückkehrte.274

Die Boten konnten auch repräsentative Funktionen übernehmen und feierlich, also als Teil von Zeremonien, agieren. In der Bischofsgeschichte von Agrigent ist nicht nur davon die Rede, dass der Erzbischof von Palermo „per litteras et legatos“ die Konsekration des neuen Agrigenter Hirten Rainald angeordnet habe. Sie berichtet auch, dass Rainald „sollempniter“ zum „nuntiatus“ ernannt worden war.275 Diese Formulierung erinnert an die „sollempnes nuntii“, die 1243 vom Papst zum Kaiser entsandt wurden, um über einen Frieden zu verhandeln.276

Die Formel findet sich auch im „Liber Augustalis“. In LA I.63, in der es um Streitsachen zwischen dem Fiskus und Privaten geht, wurde die private Partei verpflichtet, ihre Stellungnahme „per nuntium et litteras“ an den Hof zu senden.277 Der Bote trat dabei als Überbringer der litterae auf. Nach LA I.39,2 sollte der Großhofjustitiar bei der Ausfertigung von Petitionsentscheidungen die mit dem Gerichtssiegel, dem kaiserlichen Siegel oder dem Majestätssiegel zu beglaubigenden Stücke durch einen eigenen Boten oder durch einen Boten der Petenten weiterleiten.278 Bei den Boten handelt es sich aber auch um Personen besonderen Vertrauens, die der „Liber Augustalis“ für die Zustellung von Ladungsschreiben als Alternative zu beliebigen vertrauenswürdigen Nachbarn des Adressaten vorsah. Nach LA I.97 konnte ihnen entweder ein Brief oder die Ladung sine scriptis anvertraut werden.279 So ist der nuntius, der gemäß Extrav. 2 vom Hof zu den regionalen Hoftagen entsandt werden sollte, mehr als nur ein Briefträger, denn er ist damit beauftragt, die Klagen gegen die Beamten aufzuschreiben und eine inquisitio einzuleiten. Der nuntius wird später im gleichen Gesetz als legatus bezeichnet.280

Im Kontext dieser Arbeit kann man aus diesen Textstellen ableiten, dass die politischen und zeremoniellen Funktionen der Boten für die Zeitgenossen von mindestens ebenso großer Bedeutung waren wie ihre Aufgaben als Nachrichtenüberbringer, deren Effizienz als Kommunikationstechnik die Darstellung von Henri Bresc zum Botenwesen im normannischen und staufischen Regnum Siciliae dominiert.281 Zum Beispiel steht in LA I.97 die Glaubwürdigkeit und Neutralität des Boten im Zentrum, wenn die Verfügung die ältere Praxis ablösen will, dass die Ladungsschreiben von der Gegenpartei überbracht wurden. Um die Neutralität des Boten geht es ebenso in Extrav. 2, wo der nuntius als Vertreter des Hofs aufgrund seiner Unabhängigkeit von den regionalen Beamten die Beschwerden gegen diese entgegennehmen kann. Schließlich waren es auch sollempnes nuntii, die zwischen Kaiser und Papst einen Frieden verhandeln sollten. Bei der Übersendung eines Befehls per nuntium et litteras konnte der Bote einfacher Überbringer sein, aber auch mündliche Ergänzungen vornhehmen, ferner konnten gar die litterae nur ein autorisierendes Begleitschreiben eines Gesandten sein.




3.2Die Umsetzung der Urkundeninhalte

Eine wichtige Gruppe von Adressaten der Schreiben Friedrichs II. waren die Funktionäre, also die Richter, Justiziare, Sekreten, Kämmerer, Prokuratoren, provisores castrorum etc. Sie setzten den Herrscherwillen in Verwaltungsrealität um, indem sie die Privilegien in der Form der auf den Rechtsinhalt kondensierten Exekutionsmandate282 und die übrigen Mandate als Handlungsanweisungen wahrnahmen, die den Rahmen für ihre eigenen Handlungen setzten. Ihre Urkunden sind die umfangreichste Quellengruppe zum Umgang der Empfänger mit den Herrscherurkunden im Regnum Siciliae.

Die Urkunden, mit denen die Funktionäre die Herrscherbefehle ausführten, sollen im Folgenden vorgestellt werden. Als erstes wird ein diplomatisches Formular, d.h. ein Modell des Textaufbaus und typischer Formulierungen, erstellt. Der Grad der Formalisierung bzw. Freiheit in der Formulierung ermöglicht es, ihren Quellenwert besser einschätzen zu können. Kernfrage ist dabei aber, wie der Herrscherbefehl in den Urkundentext integriert wurde. Gleichzeitig gibt diese Vorstellung des Materials auch einen Einblick in die verwendete Sprache. Diese soll in einem zweiten Schritt näher daraufhin untersucht werden, wie sie das Verhältnis zwischen Funktionär und Herrscher beschreibt. Drittens fragt die Untersuchung nach der Art und Weise, wie sich die Funktionäre in der mehrstufigen Hierarchie der süditalienischen Verwaltung als Vertreter des Herrschers autorisierten. Da zwischen dem Herrscherbefehl und der breiten Bevölkerung häufig mehrere Verwaltungsebenen standen, kann zumindest für die dichte Überlieferung der Inquisitionsprotokolle untersucht werden, ob sich der Umgang mit den Herrscherurkunden im Fall von weitergeleiteten Befehlen veränderte. Die Funktionäre waren schließlich viertens Vermittler zwischen dem Herrscher und der Bevölkerung und verwendeten bei ihrer Tätigkeit die Mandate des Kaisers. Die Urkunden der Funktionäre können also Hinweise dafür liefern, wie ein weiterer Bevölkerungkreis die Entscheidungen des Herrschers erlebte. Der Art und Weise der Präsentation des Herrscherbefehls ist deshalb ein eigener Abschnitt gewidmet. Darin werden die Urkunden nicht nur als sprachliche Zeugnisse der Funktionäre bzw. der für sie arbeitenden Notare gelesen, sondern auch als Berichte über Handlungen, in denen die Funktionäre und ihre Umgebung mit den Herrscherurkunden als Gegenstände interagierten.

3.2.1Der Herrscherbefehl im Formular der Funktionärsurkunden

Die Funktionäre hatten unterschiedliche Aufträge zu erfüllen: Sie sammelten Informationen zur Vorbereitung einer Entscheidung in einem Inquisitionsprotokoll, eröffneten Gerichtsverfahren im Auftrag des Hofs,283 kümmerten sich um Lehnssachen und setzten allgemein Entscheidungen des Hofs um. Die Inquisitionsprotokolle sind die bei weitem am häufigsten überlieferte Art von Funktionärsurkunden, welche Urkunden Friedrichs II. inserieren: 24 von den 86 inserierten Urkunden Friedrichs II. an Empfänger im Regnum Siciliae sind so überliefert. Diese Urkundengattung stellt den Untersuchungsauftrag in ihren Mittelpunkt, ja sie dient eigentlich nur der Dokumentation der inquisitio, und es fehlt eine eigenständige Verfügung des Funktionärs. Die Inquisitionsprotokolle bilden eine inhaltlich gut vergleichbare Gruppe und sind aus beinahe der gesamten Regierungszeit Friedrichs II. überliefert. An ihnen kann deshalb ein Modell der Funktionärsurkunden entwickelt werden, das im Anschluss mit den selteneren Funktionärsurkunden aus anderen Verwaltungsbereichen verglichen werden soll.

Aus der sizilischen Königszeit ist nur ein Inquisitionsprotokoll überliefert, das des Henricus de Apulia und des Leo de Andria, Justitiare der Terra di Lavoro, in Sachen des Capuaners Victorius vom November 1207. Sein Original ist verlorengegangen, sodass wir nur seinen Anfang und Aufbau im Teildruck von Hans Niese nachvollziehen können. Darin wird nach der Anrede die Urkunde Friedrichs II. wörtlich zitiert und zum Anstoß des Verfahrens genommen.284 Damit ist die strukturelle Gemeinsamkeit der Inquisitionsprotokolle beschrieben, denn ihr Aufbau ändert sich in der Kaiserzeit nicht grundsätzlich, d.h. sie zitieren den königlichen bzw. kaiserlichen Auftrag eingangs wörtlich und berufen sich dann darauf, bevor die Zeugenaussagen aufgelistet werden.

Der vollständige Text einer solchen Funktionärsurkunde kann aussehen wie in der Urkunde des Kämmerers im Val di Crati, der im Dezember 1220 im Auftrag Friedrichs II. eine inquisitio durchführte. Das Kloster Fonte Laurato hatte vom König in Bologna das Mandat erhalten, mit Hilfe einer inquisitio seine Besitzrechte in Amantea klären zu lassen. Das Protokoll des Kämmerers von dieser inquisitio besteht aus dem inserierten königlichen Mandat und den eigentlichen Zeugenaussagen. Es ist mit dem Hinweis eingeleitet, dass der Kämmerer die regiae litterae vom Abt erhalten habe, die anschließend im vollen Wortlaut zitiert werden: „venerabilis abas [sic] et fratres monasterii Fontis Laureati obtulerunt mihi regias literas hanc seriem continentes“. Als Überleitung vom Insert zum eigentlichen Protokoll der Zeugenaussagen gibt der Kämmerer seinem Wunsch Ausdruck, das mandatum der königlichen Hoheit ausführen zu wollen: „regie igitur celsitudinis cupiens adimplere mandatum“.285 Es folgen die Zeugenaussagen bzw. inhaltlichen Verfügungen des Funktionärs und die Unterfertigung. Darin gibt es normalerweise keine besonderen Bezüge auf den herrscherlichen Auftrag.

Die meisten Inquisitionsprotokolle folgen diesem Muster, d.h. sie leiten damit ein, dass sie einen Herrscherauftrag erhalten haben, zitieren diesen wörtlich und leiten mit dem Wunsch, den Auftrag auszuführen, zur Niederschrift der Zeugenaussagen über. Sie variieren aber die Formulierungen: Die Einleitungsformel kann aus der Perspektive des Funktionärs mit recipere formuliert sein286 oder die Handlung des Überbringers mit offere, presentare, representare oder adsignare beschreiben.287 Die Herrscherurkunden können litterae imperiales/regiae bzw. litterae domini imperatoris sein.288 Häufig in Gebrauch ist auch die Bezeichnung sacrae imperiales litterae,289 aber ebenso variiert als sacrae litterae a domino nostro serenissimo principe,290 litteras ex parte illustrissimi domini nostri magni imperatoris291 oder litterae ab imperiale excellencia292. Das wörtliche Zitat wird häufig mit „in hac forma“ eingeleitet,293 aber es ist auch „continentes ita“,294 „per omnia taliter continentes“,295 „quarum litterarum continentia talis est“,296 ein kurzes in „hunc modum“297 oder wie im obigen Beispiel „hanc seriem continentes“298 gebräuchlich. Die Überleitung vom Urkundenzitat zu den Zeugenaussagen kann um einen Hinweis auf die Rezeption erweitert werden:299 „summa cum devocione receptis auditis et plenius intellectis,300 quibus literis reverenter susceptis atque perlectis,301 receptis secundis litteris,302 receptis igitur literis et diligenter inspectis“303.

Die Varianz im Formular erlaubt auch einen besonders intensiven Rückbezug auf den Herrscherauftrag. Das ist beispielsweise der Fall in der Urkunde des Justitiars Stephan Jaquinti di Baro, den der Hof im April 1248 ermahnt hatte, die Rechte des Konvents von Montecassino unangetastet zu lassen, die der Funktionär im Rahmen der Verwaltung des Abtsgutes nach dem Tod des Abtes Stephan an sich genommen habe. Der Justititiar wandte sich in seinem Ausführungsbefehl an den Prokurator des kaiserlichen Hofs in Tarent, Johannes de Judice Creti, auch bei den inhaltlichen Angaben mehrfach auf das Mandat: „per litteras nostras tenorem litterarum prescriptarum imperialium continentes, juxta sacri imperialis predicti mandati tenorem“.304

Das Grundmodell war kein schematisches Formular, dessen Wortlaut festgelegt war, sondern die Beschreibung eines Vorgangs in individueller Wortwahl des ausfertigenden Notars. Das wird besonders deutlich bei der Ausführung des Befehls Friedrichs II. von 1241, die Kirchenschätze als eine Art Sonderabgabe einzufordern. Die Funktionäre führten dazu ein der Inquisition ähnliches Verfahren durch. Es ist von besonderem Interesse, weil der Befehl eine der wenigen Urkunden des Kaisers ist, die in zwei gleichzeitigen Abschriften überliefert ist: in der Kirche von Monte Marconii, datiert auf den 5. August 1250 (A)305 und in der Kirche von Boiano, datiert auf den 20. August (B).306 Ein Vergleich der beiden ist also besonders aufschlussreich für die Regelhaftigkeit der Benutzung von Herrscherurkunden in der Verwaltung. Beiden Ausführungen liegen Befehle des capitaneus und magister iustitiarius Andreas de Cicala zugrunde, der den kaiserlichen Auftrag nicht wörtlich zitierte, auch wenn die Ähnlichkeit der Verfügungen über die Kirchenschätze in den Narrationes der beiden Briefe dafür spricht, eine gemeinsame Vorlage zu vermuten. Beide Texte verweisen auch ausdrücklich auf den Wortlaut des Mandats („iuxta formam imperialis mandati“), der ältere sogar im Textablauf zurückverweisend: „prout imperialis mandati prioris forma“. Die Varianten in standardisierbaren Formeln307 zeigen jedoch, dass die Texte unabhängig voneinander konzipiert wurden. Darauf weisen insbesondere die Unterschiede in der Beschreibung hin, wie mit den Protokollen der Sammlung umzugehen sei. Sie sind nämlich Teil der Passage, die aus dem kaiserlichen Befehl zitiert sein könnte: Während der Brief vom 5. August aufforderte, „uni cuique prelatorum“ ein Protokoll zu überlassen, formulierte der Brief vom 20. August: „assignata manus predictorum“. Die Verwendung für den akuten kaiserlichen Bedarf lautete im älteren „pro arduis et urgentibus negotiis imperialibus que incumbunt“, dem sich das Ziel der Protokolle („ad imperialem cameram destinemus“) anschließt. Der jüngere formulierte dagegen „pro arduis et urgentibus negotiis imperialibus quae incumbunt ad imperialem maiestatem“. Die Protokolle der Richter unterschieden sich zwar in den Formulierungen deutlich, beriefen sich aber beide nur auf den Befehl des Kapitäns, während das kaiserliche Mandat keine Erwähnung mehr findet.

Der Gebrauch dieses Formulars in den Inquisitionsprotokollen lässt sich auch nicht auf individuelle Normen zurückführen. Es entstanden zusätzlich auch Protokolle von Spezialinquisitionen ohne einen expliziten Bezug auf einen Befehl des Herrschers und damit im Widerspruch zu LA I.53,2 des „Liber Augustalis“,308 und es fehlen Normen, wie eine Inquisition zur Erhebung von Rechtstatbeständen abzuwickeln sei. Die inquisitio konnte schließlich auch Teil der consuetudines der Stadt Palermo im Jahr 1233 sein.309 Die Inquisitionsprotokolle dokumentieren also eine von Vorschriften Friedrichs II. unabhängige Verwaltungspraxis.310 War diese Praxis nur auf das Inquisitionsverfahren beschränkt?

Den Inquistionsurkunden inhaltlich und formal am ähnlichsten sind die Urkunden, in denen ein Funktionär im Auftrag des Kaisers ein Gerichtsverfahren einleitete. Die Autorisierung des Funktionärs durch das Mandat ist ein fester Bestandteil auch dieser Urkunden.311 Sie ergänzen weitere mögliche Formen des Bezugs auf die Herrscherurkunde. Zu einer Inquisition gehörte, dass der beauftragte Funktionär die Wahrheit des dem Hof vorgetragenen Sachverhalts überprüfen sollte. Auch im Gerichtskontext unterlagen die schriftlichen Verfügungen des Herrschers einem Vorbehalt der Korrektheit der Angaben, die zur Ausstellung des Delegationsreskripts geführt hatten.312 Die dafür in den Herrschermandaten verwendeten Formeln si est ita oder si tibi constitit ließen den Adressaten der Schreiben die Gelegenheit, eigene Nachprüfungen anzustellen, wie beispielsweise eine Urkunde des Hugo von Sarno, „statutus super demanio et revocatis“ in der terra di Benevento, zeigt. Der mit der Revokation beauftragte Funktionär ließ sich die Rechnungen des Klosters vorlegen, als er am 28. August 1246 im Auftrag des Kaisers mit der erwähnten Urkunde das Kloster SS. Trinità in Cava de’ Tirreni in die Rechte wieder einsetzte, die Robert de Caiano gestört hatte.

Auch dem Urteil des Prokurators für die Domänen in der Basilikata, Nicolaus de Bisantio, vom 31. Januar 1233 ging eine Untersuchung voraus, ob die im kaiserlichen Auftrag genannten Rechte auch der Wirklichkeit entsprachen. Die Funktionärsurkunde ist deshalb zunächst ein Protokoll. Sie berichtet nicht nur davon, dass die sacrae imperiales litterae beim Prokurator eingetroffen waren, sondern auch, dass sie „entgegengenommen, gelesen und verlesen“ und vor Zeugen ihre Beglaubigungsmittel überprüft wurden. Daraufhin wurde in Montescaglioso das Verfahren eröffnet, indem auf Bitten des Abtes von Montescaglioso die Herrscherurkunde erneut in Anwesenheit der im Protokoll genannten Personen vorgelesen und schließlich, nachdem der Sachverhalt sorgfältig untersucht war, dem Inhalt des kaiserlichen Mandats folgend entschieden wurde.313 Am selben Gerichtstag bestätigte der Prokurator dem Kloster auch drei ältere Privilegien. Der kopierte Text des Mandats Friedrichs II., das diese Bestätigung anordnete, wurde mit den geläufigen Formeln umschlossen. Dem Prokurator lag eine Urkunde Friedrichs vor. Sie wurde als privilegium bezeichnet, in dem der Kaiser die beiden älteren Privilegien gütig übernahm. Auch hier notierte die Urkunde, dass der Sachverhalt gesondert überprüft worden war.314 Die Funktionäre unterschieden also zwischen der Autorisierung, im Auftrag des Herrschers zu handeln, und den inhaltlichen Verfügungen der Herrscherurkunde, deren Voraussetzungen vor Ort zu prüfen waren.

Diese Unterscheidung zwischen Handlungsbefugnis und eigentlichem Sachverhalt wird auch darin deutlich, dass in andere Ausführungsurkunden neben dem Wahrheitsvorbehalt auch der Widerrufsvorbehalt aus den Kaiserurkunden einging. Die Ausführungsurkunde des Angelus de Marra, Oberprokurator im Prinzipat, in der Terra di Lavoro und in Molise, autorisierte den Oberprokurator im Dezember 1238 mit seiner kaiserlichen Ernennung. Sie entspricht dem vorgestellten Modell: Sie zitiert nach der Intitulatio die litterae patentes Friedrichs und motiviert die Maßnahmen mit dem Wunsch, des Herrschers Befehl sorgfältig und respektvoll auszuführen. In der Dispositio der Ausführungsurkunde verwendete Angelus zusätzlich die aus den kaiserlichen Privilegien wohlbekannte Vorbehaltsklausel „salvo in omnibus mandato et ordinacione domini nostri serenissimi imperatoris et heredum eius“.315 Einen Verweis auf den Widerrufsvorbehalt enthält auch die Urkunde des provisor castrorum des Prinzipats und der terra Beneventana Robertus Malerba, welche er am 25. Juli 1233 ausstellte. Darin ergänzte der Notar die Corroboratio um „roboratam salvo mandato imperiali“.316 Das Formular der Funktionärsurkunden konnte also neben den eigentlichen Rechtsinhalten auch Ansprüche auf Entscheidungskompetenz kommunizieren.

Den Anspruch kaiserlicher Kompetenzen in den Ausführungsurkunden macht das Protokoll der Justitiare der terra Giordana vom Januar 1224 deutlich. Sie bezogen sich nicht nur in der Darstellung des in der Urkunde protokollierten Verfahrens mehrfach auf den kaiserlichen Befehl, sondern sie drohten in der Sanctio sogar Huldverlust beim Kaiser (indignatio imperialis) an.317

Die meisten Ausführungsurkunden aus anderen Kontexten als den Inquisitionen, der Gerichtsbarkeit oder dem unten vorzustellenden Lehnswesen folgen dem Grundmodell.318 Es gibt aber auch Beispiele, die stärker davon abweichen: Die am 25. Juli 1233 ausgestellte Urkunde des Robertus Malerba, seines Zeichens provisor castrorum des Prinzipats und der terra Beneventana, beispielsweise setzte direkt mit dem Zitat des kaiserlichen Befehls ein, ohne eine Invocatio, Datierung, Intitulatio oder Publicatio voranzustellen oder gar den Vorgang der Übergabe vorher zu nennen. Das Protokoll im Anschluss folgt wieder dem gewöhnlichen Formular, mit einleitender Datierung und Intitulatio. Der provisor verwies auf das kopierte kaiserliche Mandat, dessen Inhalt es zu erfüllen gelte: „pro mandato dicti domini nostri imperatoris Frederici eficaciter totis viribus exequendo iuxta tenorem litterarum dicti domini nostri cesaris superius exemplatarum“.319

Ein Beispiel für eine Ausführungsurkunde, die ganz ohne expliziten Bezug auf die Kaiserurkunde auskam, stammt vom Justitiar der Abruzzen, Ricardus de Ofena, aus den Jahren zwischen 1221 und 1223.
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